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Die letzten vier Jahre waren geprägt von schwerwie-
genden Krisen, die sich unmittelbar auf das Leben der 
Bürgerinnen und Bürger auswirkten. Kurz nach Bil-
dung der neuen Brandenburger Landesregierung im 
November 2019 wurde Anfang März 2020 die erste 
Infektion eines Brandenburgers mit dem Coronavi-
rus nachgewiesen. Im gleichen Monat beschloss das 
Kabinett die Schließung von Schulen und Kitas und 
die erste Eindämmungsverordnung. Erst drei Jahre 
später lief Anfang April 2023 der rechtliche Rahmen für 
die Corona-Schutzmaßnahmen aus. Ein Jahr zuvor, am 
24. Februar 2022, noch mitten in der Pandemie, griff 
die russische Armee großfl ächig die Ukraine an. Der An­
griff löste eine Fluchtbewegung, vor allem von Frauen 
mit Kindern, in andere europäische Länder und auch 
nach Deutschland aus. In Folge der Sanktionen gegen 
Russland entstand eine europaweite Energiekrise so-
wie eine stark steigende Infl ation mit erhöhten Ener­
gie- und Lebensmittelpreisen. Im Oktober 2023 er-
reichte der israelisch­palästinensische Konfl ikt durch 
einen Angriff der Terrorgruppe Hamas auf Israel eine 
neue Eskalationsstufe, die auch in Deutschland zu 
Konfl ikten und Verunsicherung führte. Wetterextreme 
und Naturkatastrophen erinnern in letzter Zeit immer 
häufi ger an die Auswirkungen des Klimawandels, was 
vor allem viele junge Menschen beschäftigt und auch 
ängstigt.

Die Coronapandemie sowie die durch den Ukraine-
Krieg ausgelöste Energiekrise wirkten sich am stärks-
ten auf das Leben von Familien aus. Ab März 2020 stand
das Leben von Familien mit Kindern auf dem Kopf. Ver­
lässliche Kinderbetreuung, gewohnte Freizeitbeschäf-
tigungen und der Schulalltag fi elen von einem Tag auf 
den anderen weg. Dies war für ostdeutsche Eltern be-
sonders einschneidend, da die Erwerbstätigenquote
von Eltern sowie die Betreuungsquote von Kindern im
Vergleich zu westdeutschen Bundesländern sehr hoch 
ist und sich die meisten Eltern seit Jahrzehnten aus-
schließlich auf eine zuverlässige Kindertagesbetreu-
ung verlassen. Ein Großteil der Brandenburger Eltern 
arbeitet im Dienstleistungsbereich, insb. im Sozial- und 
Gesundheitswesen oder im Handel, beides Branchen, 
die von den Auswirkungen der Pandemie stark be-
troffen waren. Je geringer das Haushaltseinkommen,
desto häufi ger mussten Mütter und Väter ihre Arbeits­

zeit reduzieren, um ihre Kinder betreuen zu können.1

Auch die Möglichkeit, im Homeoffi ce arbeiten zu kön-
nen, variierte je nach Einkommen. So waren im un-
teren Drittel der Einkommensverteilung nur 6 Prozent 
im Homeoffi ce. Im oberen Einkommensdrittel hatten 
fast zwei Drittel einen Homeoffi ce­Anteil von 20 Pro­
zent und mehr.2 Hoch qualifi zierte Eltern gaben deut­
lich häufi ger als Eltern mit geringer Schulbildung an, 
dass ihr Arbeitgeber die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf unterstütze.3 Für den reibungslosen Ablauf des 
Familienalltags sowie die Unterstützung von Schul-
kindern im Homeschooling waren hauptsächlich die 
Frauen zuständig.4 Väter übernahmen einen größeren
Anteil der Familienarbeit, wenn sie in Kurzarbeit oder 
in Freistellung waren.5 Die wahrgenommene Belastung 
während der Zeit der Coronapandemie hing stark mit 
der fi nanziellen und berufl ichen Situation zusammen. 
So liegt es auf der Hand, dass bei Personengruppen 
mit unsicheren Beschäftigungsverhältnissen und ge-
ringen fi nanziellen Rücklagen Existenzängste beson­
ders verbreitet waren. In manchen Familien waren die 
Überlastung und die Überforderung so groß, dass es 
schließlich zu Aggressionen und Streitigkeiten kam. 
Das Konfl ikt­ und Gewaltpotenzial war in Haushalten 
höher, in denen beide Partner in Kurzarbeit waren 
oder ihren Arbeitsplatz verloren hatten. Gewalt an 
Frauen und Kindern kam in Haushalten häufi ger vor, 
in denen Kinder unter 10 Jahren lebten und/oder 
wenn fi nanzielle Sorgen oder ein Arbeitsplatzverlust die 
Familie belastete.6

Die überwiegend deutschlandweiten Corona-Studien 
ließen viele Fragen offen, wie es Brandenburger Fa-
milien nach den Pandemie-Jahren geht. Wie organi-
sieren Brandenburger Eltern ihren Alltag mit Kindern? 
Wie wirkte sich die Zeit der Pandemie auf die fi nan­
zielle Situation von Familien aus? Wie gestalten Eltern
die Familienzeit? Wer übernimmt die Sorge- und die 
Hausarbeit? Brandenburg ist ein ostdeutsches Flächen-
land, das durch die Nähe zur Hauptstadtmetropole so-
zialstrukturell große regionale Unterschiede aufweist. 

1) Zucco und Lott, 2021.
2) bpb, 2021a, S. 486.
3) IfD, 2021, S. 8.
4) Diabaté und Bujard 2020, S. 39.
5) Blom et al., 2020.
6) Steinert und Ebert, 2020, S. 3f.
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Bundesweite Studien können die regionalen Beson-
derheiten ostdeutscher Regionen nur unzureichend 
abbilden. Welche Unterschiede bestehen auch nach 
über dreißig Jahren der Deutschen Einheit in Bezug 
auf Erwerbstätigkeit, Einkommen, Wohnsituation und 
Kinderbetreuung fort? Überdies galt es, gesamtgesell-
schaftliche Trends, die durch die Coronapandemie 
auftraten, für Brandenburg herauszufi nden: Ändert 
sich nachhaltig etwas an der Verteilung der Sorge­ 
und Hausarbeit oder bleibt die in Studien festgestellte 
hohe Belastung von Müttern bestehen? Wie ist die ge-
sundheitliche Situation Brandenburger Eltern? Welche
Unterstützung erhalten sie und wo wünschen sich 
Eltern mehr Hilfe von außen? 

Mitten in der Zeit der Coronapandemie wurde im Juni 
2021 der dritte Familienbeirat des Landes Branden-
burg als beratendes Gremium der Landesregierung 
einberufen. Das Institut für angewandte Familien-, 
Kindheits- und Jugendforschung e. V. an der Universi­
tät Potsdam (IFK) begleitet seither den ehrenamtlich 
tätigen Familienbeirat mit seiner wissenschaftlichen 
Expertise. Im April 2022 veröffentlichte der Familien­
beirat seine ersten „Handlungsempfehlungen an die 
Landesregierung zum Umgang mit den Auswirkungen 
der Coronapandemie auf Familien“.7 Darin empfi ehlt 
der Beirat, eine repräsentative Datenerhebung unter 
Familien im Land Brandenburg zu veranlassen. Um die 
Landesregierung evidenzbasiert beraten zu können,
führte das IFK im Winter 2022/2023 die „Familien-
befragung Brandenburg“ durch. Die repräsentative
Fragebogenerhebung umfasste Fragen rund um die 
Lebenslage (insb. zur Einkommenssituation, zu fi nan­
ziellen Belastungen und zu Erwerbskonstellationen), 
die Zeitverwendung (Sorge- und Hausarbeit, Fami-
lien- und Freizeit), die Problemlagen, Stress- und Be-
lastungs situationen sowie die Unterstützungswün-
sche der Eltern. Ein Hauptaugenmerk wurde auf die 
psychischen Belastungen und die gesundheitlichen 
Auswirkungen gelegt. Als die Befragung stattfand, be- 
kamen die Brandenburger Familien die Auswirkungen
der nächsten Krise zu spüren. Aus diesem Grund 
wurde der Fragebogen erweitert um Fragen nach dem 
Krisenerleben. 

7)  Siehe Kapitel 4.3.1 zur Arbeit des Familienbeirates in dieser Legislatur-
periode.

Ausgehend von den Empfehlungen des Familienbei-
rates und den Ergebnissen der „Familienbefragung 
Brandenburg 2022/2023“ widmet sich der in der 7. 
Legislaturperiode vorzulegende Familienbericht 8 den 
oben dargelegten Fragen. Der Bericht zeichnet ein de- 
tailliertes Bild der Lebenslagen Brandenburger Fami- 
lien. Hierfür werden Daten der amtlichen Statistik (Ka-
pitel 2) herangezogen. Mit Verweis auf die vom IFK 
zur Verfügung gestellten Ergebnisse der Familien­
befragung und die Erkenntnisse aus der amtlichen 
Statistik wird sodann die Lebenssituation Branden-
burger Familien (Kapitel 3) dargelegt.

Das vierte Kapitel des Familienberichts gibt einen 
präzisen Einblick in die Familienpolitik des Familien-
ministeriums seit Anfang der 1990er Jahre. In einer 
Bilanz der Familienpolitik der 7. Legislaturperiode wird 
dargelegt, wie die familienpolitischen Maßnahmen 
und Projekte auf Basis einer in den Jahren 2018/2019 
durchgeführten wissenschaftlichen Evaluation weiter-
entwickelt wurden.9 Ziel der Evaluation war es zu er-
mitteln, ob die bestehenden Maßnahmen und Projekte 
noch den tatsächlichen Bedarfen und Anforderungen 
der Familien entsprechen. Viele Förderprojekte liefen 
schon seit Jahren, einige sogar seit Jahrzehnten. Die 
Evaluation sollte die Grundlage einer Weiterentwick-
lung der Landesfamilienpolitik bilden. Ein wesentlicher 
Fokus lag dabei auch auf einer stärkeren Digitalisie-
rung familienpolitischer Projekte, wie dem „Ratgeber 
für Familien“ oder dem „Familienpass des Landes 
Brandenburg“. 

Die zentralen aus der Evaluation resultierenden Emp-
fehlungen waren:
   Im Rahmen eines Partizipationsprozesses sollte ein 

ressortübergreifendes familienpolitisches Gesamt-
konzept entwickelt werden, dessen Realisierung 
regelmäßig durch einen familienpolitischen Beirat 
begleitet und aktualisiert werden sollte. 

   Es sollten alternative Angebote zur Entschärfung 
der infrastrukturellen Benachteiligung von Familien 
im ländlichen Raum Brandenburgs erprobt werden. 
Ein Ansatz hierfür sollte eine stärkere Förderung

8) vgl. Landesregierung, 2019, S. 45f.
9) Klewes und Rauh, 2019.
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wohnortnaher Angebote sein. Dementsprechend 
stellt die Förderung des Ausbaus von Mehrgenera-
tionenhäusern oder anderen familienunterstützen-
den Einrichtungen zu Familienzentren eine zentrale 
Empfehlung der Evaluation dar. Über diese wohn-
ortnahen Einheiten sollte eine verbesserte Teilhabe 
organisiert werden.

   Die vielen separat voneinander angebotenen In-
formationen über familienpolitische Unterstützungs-
angebote sollten an einer Stelle gebündelt wer-
den, etwa in einem digitalen Familienportal. Dieses 
sollte sich an den Informationsbedarfen von Fami-
lien orientieren und nicht an der Organisationslogik 
der Verwaltung. Die Informationen zu familienpoliti­
schen Angeboten sollten von einer „Pull“- auf eine 
„Push“-Strategie umgestellt, sowie eine ausreichende 
Reichweite und Relevanz durch eine kampagnen-
artige Fokussierung auf zentrale Angebotsthemen 
erzielt werden. 

   Angesichts der geringen Bekanntheitsgrade et-
licher familienpolitischer Maßnahmen sollte die 
Einstellung einiger familienpolitischer Angebote und 
Maßnahmen mit geringem Nutzungsgrad geprüft 
werden. 

Wie im vierten Kapitel dargelegt, wurde im Laufe die-
ser Legislaturperiode begonnen, die Handlungsemp-
fehlungen der Evaluation umzusetzen. Auf Basis des 
vorliegenden Familienberichts kann ein in der folgen-
den Legislaturperiode erneut berufener Familienbei-
rat des Landes Brandenburg weitere Handlungsemp-
fehlungen zur Entwicklung der Familienpolitik erar-
beiten. 
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In diesem Kapitel wird die Lebenslage Branden- 
burger Familien mithilfe von Daten der amtlichen Sta- 
tistik dargelegt. Der Begriff der „Lebenslage“ beschreibt 
die sozialen Umstände und Rahmenbedingungen, in  
denen Familien in Brandenburg leben. Dazu gehören  
die Familien-, Arbeits- und Einkommenssituation, 
darunter auch die Inanspruchnahme unterstützender  
finanzieller Leistungen, die Wohnverhältnisse, der 
Bildungshintergrund sowie die soziale Lage. Wenn 
keine andere Quelle zitiert wird, basieren die Anga-
ben auf eigenen Berechnungen des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucher­
schutz des Landes Brandenburg auf Basis einer  
Sonderauswertung des Mikrozensus 2022 für die 
Stichprobe „Familien mit Kindern unter 18 Jahren im 
Haushalt“10 des Amts für Statistik Berlin-Brandenburg. 
Als Kinder gelten im Mikrozensus neben leiblichen  
Kindern auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder.11 Die 
Erhebung des Mikrozensus betrachtet stets einen  
Haushalt und die in diesem als Hauptwohnsitz ge- 
meldeten Personen. 

2.1 Bevölkerungsstruktur Brandenburgs
Um die Ergebnisse einordnen zu können, müssen die 
statistischen Daten zu Familien mit Kindern unter 18 
Jahren vor dem Hintergrund der sich wandelnden Be-
völkerungsstruktur im Land Brandenburg betrachtet 
werden. 

Die Altersstruktur hat sich in der Vergangenheit stark 
gewandelt. Die Brandenburger Bevölkerung wird im-
mer älter. Nach 1990 brach die Anzahl der Geburten 
in Ostdeutschland ein. In Brandenburg sank der An-
teil der unter 20-Jährigen im Zeitraum von 1990 bis 
2022 von 26 auf 18 Prozent. Demgegenüber stieg  
der Anteil der über 65-Jährigen kontinuierlich und hat 
sich seit 1990 verdoppelt. Mit einem Durchschnitts- 
alter von 47,1 Jahren hatte Brandenburg 2022 die  
viertälteste Bevölkerung in Deutschland.12 Der Anstieg 

10) �Diese Einschränkung der Stichprobe wurde vorgenommen, da im Mikro-
zensus als „Kinder“ auch Personen jeden Alters gezählt werden, die ohne 
Lebenspartnerin oder Lebenspartner und ohne eigene Kinder im Haushalt 
mit mindestens einem Elternteil zusammenleben. Erst Kinder, die noch ge-
meinsam mit den Eltern in einem Haushalt leben, dort aber bereits eigene 
Kinder versorgen oder mit einer Partnerin oder einem Partner in einer 
Lebensgemeinschaft leben, werden als eigene Familie beziehungsweise 
Lebensform gezählt.

11) AfS, 2024a.
12) Demografieportal, 2023.

des Durchschnittsalters wird maßgeblich durch die  
steigende Lebenserwartung und die geringe Geburten
rate der letzten Jahrzehnte beeinflusst. Im direkten  
Umland von Berlin liegt das Durchschnittsalter bei  
45,4 Jahren – im „Weiteren Metropolenraum“13 erreicht 
es bereits 48,3 Jahre. In den Gemeinden mit deut- 
licher Entfernung von Berlin steigt das Durchschnitts
alter auf über 50 Jahre. So auch in der ältesten Ge-
meinde Gräben im Landkreis Potsdam-Mittelmark, 
in der die Bevölkerung im Schnitt 55,7 Jahre alt ist. 
Der deutlichste regionale Unterschied besteht hier zur  
direkt an Berlin angrenzenden Gemeinde Schönefeld: 
Dort ist die durchschnittliche Bevölkerung mit 39,8  
Jahren fast 16 Jahre jünger. Einfluss nimmt hier  
sicherlich neben der Berlinnähe auch der auf dem 
Gebiet der Gemeinde befindliche Flughafen BER, als  
Wirtschaftsfaktor und Arbeitsort.14 

Das vergangene Jahrzehnt war durch Fluchtmigration 
geprägt, die das steigende Durchschnittsalter der Be-
völkerung in Brandenburg aufhielt. Die Zuwanderung 
und hier insbesondere die Fluchtmigration im Zusam-
menhang mit Krieg und Gewalt in Syrien, Afghanistan 
und dem Irak sowie nach dem Angriff Russlands auf 
die Ukraine hat bewirkt, dass sich die Dynamik einer 
älter werdenden Bevölkerung abschwächte. Auslän-
derinnen und Ausländer sind im Schnitt deutlich jün-
ger als deutsche Staatsangehörige. In Brandenburg 
ist die ausländische Bevölkerung im Schnitt 32,7 Jahre 
und die deutsche Bevölkerung 48,2 Jahre alt. Dadurch 
führte die Zuwanderung im Jahr 2022 erstmals zu ei- 
ner leichten Verjüngung der Brandenburger Bevölke-
rung: Lag das Durchschnittsalter im Jahr 2021 noch  
bei 47,3 Jahren, sank dieses 2022 auf 47,1 Jahre.15

13) �„Das Berliner Umland umfasst den stark mit der Metropole Berlin ver-
flochtenen Raum im Land Brandenburg. Zum Berliner Umland gehören 
die Landeshauptstadt Potsdam und weitere 50 Städte und Gemeinden. 
Der Weitere Metropolenraum schließt an das Berliner Umland an. Er weist 
ausgehend von den drei Oberzentren Cottbus/Chóśebuz, Brandenburg an 
der Havel und Frankfurt (Oder) Verdichtungsansätze auf, ist aber in weiten 
Teilen ländlich geprägt“ (AfS, 2024b).

14) AfS, 2023a; LASV, 2024a.
15) AfS, 2023a.
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Alle Brandenburger Landkreise und kreisfreien Städte
wiesen Wanderungsgewinne und gleichzeitig ein Ge-
burtendefi zit auf. Brandenburg profi tierte von der Zu­
wanderung aus dem Ausland und aus Berlin. Die 
Spitzenreiter waren die an Berlin grenzenden Land-
kreise Teltow-Fläming (+5.168 Personen), Oder-Spree
(+4.779 Personen) und das Havelland (+4.478 Per- 
sonen). Je näher eine Region an Berlin liegt, desto 
höher war der Wanderungsgewinn: Es ergab sich 
ein Wanderungsgewinn von 11.012 Personen für 
das Berliner Umland und 5.362 Personen für den 
Weiteren Metropolenraum. Auf das Berliner Umland 
und den Weiteren Metropolenraum entfi elen 22.305 
bzw. 10.741 Zuzüge sowie 11.293 bzw. 5.379 Fort-
züge.16

Die Altersstruktur der Brandenburger Bevölkerung 
bewirkt unter anderem, dass in 71,4 Prozent der 
Brandenburger Haushalten im Jahr 2022 keine Kinder
lebten. Überdies wachsen stark besetzte Jahrgänge in 
die Lebensphase, in der die Kinder bereits den Haus-
halt verlassen haben. Durch die steigende Lebenser-
wartung verbringen Menschen auch mehr Jahre ohne 
Kinder im Haushalt.

16) AfS, 2023l.

2.2 Familienformen
Im Land Brandenburg lebten im Jahr 2022 rund 
263.600 Familien mit Kindern unter 18 Jahren.17 In 
über einem Viertel (28,6 %) der Brandenburger Haus­
halte lebten Kinder jeden Alters. Werden nur Haus-
halte mit Kindern unter 18 Jahren betrachtet, waren 
es 20,7 Prozent der Haushalte. In den Haushalten 
mit Kindern (ohne Altersbegrenzung) lebten zu 55,5 
Prozent ein Kind, zu 37 Prozent zwei, zu 5,8 Pro-
zent drei und zu 1,7 Prozent 4 und mehr Kinder 
(Abbildung 1). Im Zeitverlauf lässt sich ein Trend von 
einem hin zu zwei und mehr Kindern beobachten. 
Werden nur Familien mit Kindern unter 18 Jahren be-
trachtet (Abbildung 2), wird dieser Trend noch offen-
sichtlicher. Lebten im Jahr 2011 noch 61,6 Prozent 
der Familien mit einem Kind unter 18 Jahren im Haus-
halt, war die Verteilung im Jahr 2022 beinahe pari­
tätisch (52 % mit einem Kind, 48 % mit mehreren 
Kindern). Beinahe ein Viertel der Familien sind Allein­
erziehende (2022: 23,3 %), die besonders häufi g nur 
ein Kind haben. Doch auch hier sank der Anteil von 
71,4 im Jahr 2011 auf 63,3 Prozent im Jahr 2022, 
entsprechend stieg der Anteil der Alleinerziehenden-
Familien mit zwei oder mehr Kindern. Trotz dieses zu 
beobachtenden Trends bleibt die Ein-Kind-Familie 
dominant.

17) AfS, 2023c.

Abbildung 1: Anteil der Familien nach Zahl der ledigen Kinder – Kinder ohne Altersbegrenzung. Angaben in Prozent.

  mit 1 Kind          mit 2 Kindern          mit 3 und mehr Kindern

7,4

36,8
55,7

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.

Sofern sich die in den Tabellen und Abbildungen 
dargestellten Prozentsätze nicht zu 100 Prozent ad-
dieren, beruhen die Abweichungen in den meisten 
Fällen auf der Anwendung von Rundungsregeln.
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Betrachtet nach den fünf Regionalen Planungsregio-
nen18 (Abbildung 3) lebten die meisten Brandenburger 
Familien in der Region Havelland­Fläming (36,2 %), in 
der die Landeshauptstadt Potsdam liegt. Die Regionen 
Lausitz-Spreewald und Oderland-Spree liegen unge-

18)  Die fünf Regionalen Planungsgemeinschaften (RPG) sind Träger der Re-
gionalplanung im Land Brandenburg. Deren Mitglieder sind die Landkreise 
und kreisfreien Städte in der Region (Gemeinsame Landesplanung Berlin-
Brandenburg, 2024).

fähr gleichauf (19,4 % und 18,4 %), gefolgt von der 
Region Prignitz­Oberhavel (14,2 %). Am wenigsten 
Familien leben in der Region Uckermark-Barnim 
(11,8 %). Wie weiter unten dargelegt, hängt dies unter 
anderem mit der Altersstruktur in den einzelnen Re-
gionen zusammen.

Von den Familien mit mindestens einem minderjäh­
rigen Kind sind nur noch knapp über die Hälfte Ehe-

Abbildung 2: Familien mit Kindern unter 18 Jahren im Land Brandenburg 2011 bis 2022 nach Kinderzahl. Angaben in Prozent. 

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

70 %

60 %

50 %

40 %

30 %

20 %

10 %

  0 %

  mit 1 Kind unter 18    mit mehreren Kindern unter 18

Abbildung 3: Anteile der Familien mit Kindern unter 18 Jahren. Angaben in Prozent. 

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.

  Prignitz-Oberhavel        Uckermark-Barnim        Oberland-Spree        Havelland-Fläming        Lausitz-Spreewald

19,4

36,2

11,8

14,2

18,4
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paare mit Kind(ern) (Abbildung 4). Hier gab es in den 
letzten Jahrzehnten deutliche Veränderungen: Im Jahr 
1996 waren noch 72,6 Prozent der Eltern von Kin-
dern unter 18 Jahren verheiratet, ehe dieser Anteil im 
Jahr 2014 mit 50,5 Prozent einen Tiefpunkt erreichte. 
Seitdem ist die Tendenz wieder steigend und lag in 
2022 bei 55,4 Prozent. Die Zahl der Eheschließungen 
stieg nach einem Einschnitt in den Jahren 1992/1993 
langsam wieder an und hatte sich bis 2017 mit 14.156 
Eheschließungen nahezu verdoppelt.19 Im Jahr 2022 
wurden in Brandenburg 13.178 Ehen geschlossen, da-
von waren 388 gleichgeschlechtliche Eheschließun-
gen.20 Gleichzeitig stieg der Anteil der Familien, in de-
nen die Eltern nicht verheiratet waren. Unverheiratete 
Lebensgemeinschaften machten 1996 mit 11,3 Pro-
zent nur einen kleinen Anteil der Familien mit Kindern 
unter 18 Jahren aus. Zehn Jahre später hatte sich der 
Anteil mehr als verdoppelt auf 24,5 Prozent. In den 
letzten Jahren ist der Anteil leicht rückläufi g und lag 
im Jahr 2022 bei 21,2 Prozent. Im Jahr 2022 lebten 
im Land Brandenburg etwa 2.000 gleichgeschlechtliche
Ehepaare und Lebensgemeinschaften mit Kindern un-
ter 18 Jahren. Im gleichen Jahr hatten bei 93,8 Prozent 
der Eheschließungen beide Ehegatten eine deutsche 
Staatsangehörigkeit; bei 6,2 Prozent hatte mindestens 
ein Ehegatte eine ausländische Staatsbürgerschaft. 

19) AfS, 2020a, S. 23.
20) AfS, 2022b.

Der Anteil der Alleinerziehenden21 ist ebenfalls stark 
gestiegen. Er vergrößerte sich von 16,1 Prozent im Jahr 
1996 auf einen Höchstwert von 28,5 Prozent im Jahr 
2012. Seitdem ist die Entwicklung rückläufi g und lag 
2022 bei 23,3 Prozent. In Ostdeutschland ist der An-
teil der Kinder, die bei Alleinerziehenden aufwachsen, 
in allen Bundesländern höher als in Westdeutschland. 
Für die Unterscheidung, wie viele Kinder bei alleiner-
ziehenden Müttern oder Vätern aufwachsen, sind die 
Daten des Mikrozensus zu unpräzise. Im Mikrozensus 
gelten jene Mütter und Väter als alleinerziehend, bei 
denen das Kind als Hauptwohnsitz gemeldet ist und 
kein weiterer Lebenspartner oder Lebenspartnerin im 
Haushalt wohnt. Diese Daten geben keine Auskunft 
darüber, ob das Kind im Wechselmodell betreut wird. 
Bei diesem Modell müssen sich die Eltern auf einen 
Hauptwohnsitz des Kindes einigen, auch wenn das 
Kind in den Haushalten der Mutter und des Vaters 
gleich viel Zeit verbringt. 89.000 minderjährige Kinder
in Brandenburg lebten 2022 bei einem alleinerzie-
henden Elternteil. Das ist mehr als jedes 5. Kind (21,3 
Prozent aller minderjährigen Kinder).

21)  Definition von „alleinerziehend“ im Mikrozensus: „Alleinerziehende sind 
Mütter und Väter, die ohne Ehe­ oder Lebenspartner/­in mit minderjähri­
gen Kindern in einem Haushalt zusammenleben. Elternteile mit Lebens-
partner/-in im Haushalt zählen zu den Lebensgemeinschaften mit Kindern“ 
(AfS, 2023e, S. 8).

Abbildung 4: Lebensformen mit Kindern unter 18 Jahren. Angaben in Prozent.  

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.

  Ehepaare   Lebensgemeinschaften   Alleinerziehende

55,4

23,3

21,2

Sofern sich die in den Tabellen und Abbildungen 
dargestellten Prozentsätze nicht zu 100 Prozent ad-
dieren, beruhen die Abweichungen in den meisten 
Fällen auf der Anwendung von Rundungsregeln.
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Tabelle 1: Lebensformen mit Kindern unter 18 Jahren

Ehepaare		            146,1	 55,4

Lebensgemeinschaften	             56,0	 21,2

Alleinerziehende		              61,5	 23,3

Gesamt			        263,6           100,0

Ehepaare 	 in 1.000     Prozent

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022,  
eigene Berechnung und Darstellung.

In Brandenburg sind im Jahr 2022 insgesamt  
4.045 Ehen geschieden worden. Das entspricht ei- 
nem rückläufigen Trend im Vergleich zum Vorjahr 
(Minus 3 %).22 Von den Ehescheidungen waren in 
2022 – nahezu unverändert zum Beobachtungsjahr 
2021 – knapp 3.000 minderjährige Kinder betroffen 
(2022: 2.929 Kinder; 2021: 2.944 Kinder).23 Im Ergeb-
nis sind aktuell 6,4 Prozent der Eltern minderjähriger 
Kinder geschieden. Weitere 0,6 Prozent sind verwit-
wet. Historisch betrachtet hatten Scheidungen nach 
der deutschen Wiedervereinigung bis etwa zur Jahr-
tausendwende deutlich zugenommen. Seit 2001 gibt  
es bis heute wieder (stetig) weniger Scheidungen pro 
Jahr. 

Als Folge von Scheidungen und gescheiterten Part-
nerschaften mit Kindern entstehen oftmals Stief- 
familien. „Eine Stieffamilie ist eine um Dauer bemüh-
te Lebensgemeinschaft, in die mindestens einer der 
Partner mindestens ein Kind aus einer früheren Part-
nerschaft mitbringt, wobei das Kind bzw. die Kin-
der zeitweise auch im Haushalt des jeweils zweiten  
leiblichen Elternteils leben kann bzw. können.“24 Die 
amtliche Statistik erfasst bislang die Diversität der  
Familienformen und damit die Anzahl der Stief- 
familien nur unzureichend, da die Erhebungsinstru- 
mente (so z. B. des Mikrozensus) noch nicht ange-
passt wurden. Stieffamilien werden bis dato über 
die Erhebung der Mitglieder eines Haushalts in den 
Blick genommen, dabei kann aber nicht zwischen 
den Familientypen unterschieden werden. Auf Basis  

22) AfS, 2020a, S. 20.
23) AfS, 2022a.
24) Döring, 2002, S. 50.

der amtlichen Daten kann daher keine verlässliche 
Aussage zur Verbreitung von Stieffamilien getroffen 
werden.

Eine Befragung des BMFSFJ aus dem Jahr 2013  
zeigte, dass ein Viertel aller Stieffamilien sogenannte 
„komplexe Stieffamilien“ oder Patchworkfamilien sind, 
zu denen neben gemeinsamen Kindern auch Kinder 
aus der vorherigen Partnerschaft gehören. Etwa 7 bis 
13 Prozent der Familien in Deutschland sind Stief-  
bzw. Patchworkfamilien. Der Anteil an Stieffamilien ist  
in den neuen Bundesländern höher als in den alten. 
Dies lässt sich damit erklären, dass in neuen Bundes-
ländern häufiger Ehen geschieden werden und so-
mit häufiger neue (Stief-)Familienkonstellationen ent-
stehen. Zudem gibt es in den neuen Bundesländern  
mehr nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kin-
dern. „Unter den nichtehelichen Lebensgemeinschaf-
ten ist der Anteil an Stieffamilien in ganz Deutschland 
besonders hoch.“25 

2.2.1 Geburten
Im Jahr 2022 wurden 17.439 Kinder lebend geboren. 
Mehr als jedes zweite Neugeborene (54,7 %) hat nicht 
miteinander verheiratete Eltern (Abbildung 5). Der  
Anteil der Neugeborenen mit nicht verheirateten  
Eltern stieg nach der Wende kontinuierlich an und  
ist in den letzten zehn Jahren wieder rückläufig. Im  
Jahr 2011 gab es einen Höchststand mit einem An- 
teil von 63 Prozent. 

Nach dem sogenannten „Wendeknick“, bei dem nach 
der deutschen Wiedervereinigung die Zahl der Ge-
burten in den ostdeutschen Bundesländern bis 1993 
stark rückläufig war, stieg die Zahl mit leichten  
Schwankungen bis 2016 wieder an (Abbildung 6).  
Heute begründet sich die rückläufige Geburtenent- 
wicklung auf dem demografischen Echo, d. h. wegen  
der Geburtenausfälle in den Nachwendejahren gibt  
es heute deutlich weniger Frauen im Familiengrün-
dungsalter.26 Im Jahr 2022 betrug der Geburtenrück-
gang 8,4 Prozent (Minus 1.590 Geburten) gegenüber 
dem Vorjahr.27 

25) BMFSFJ, 2013, S. 9.
26) Markhoff, 2021.
27) AfS, 2023d.
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In Brandenburg lag die Fertilitätsrate28 im Jahr 2022  
bei 1,47 Kindern (Abbildung 7). Seit dem geburten- 
starken Jahr 2016, in dem die Rate bei 1,69 lag, sank 

28) �Die Fertilitätsrate oder „zusammengefasste Geburtenziffer“ wird bezogen 
auf die weibliche Durchschnittsbevölkerung je 1.000 Frauen im Alter von 
15 bis unter 45 Jahren und auf alle Lebendgeborenen des Berichtsjahres.

die Zahl und erreichte in 2022 einen Tiefstand. Dies  
liegt u. a. daran, dass die Zahl der Frauen im gebär- 
fähigen Alter in Brandenburg stieg, während gleich- 
zeitig die Geburten abnahmen. Die Entwicklung der  

Abbildung 5: Anteil der Lebendgeborenen von nicht miteinander verheirateten Eltern an allen Lebendgeborenen – von 1991 bis
2022. Angaben in Prozent. 

Quelle: AfS, 2022b, eigene Darstellung.
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Abbildung 6: Anzahl der Lebendgeborenen von 1991 bis 2022. Angaben in absoluten Zahlen. 

Quelle: AfS, 2022b, eigene Darstellung.
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sinkenden Geburtenneigung betraf sowohl die deut-
schen (1,43) als auch in geringerem Maße die auslän-
dischen Frauen (1,79).29 

Mit 1,68 Kindern je Frau ist die Fertilitätsrate im Land-
kreis Dahme-Spreewald am höchsten, gefolgt von den 
Landkreisen Oberspreewald-Lausitz (1,65) und Ucker-

29) AfS, 2023d.

Abbildung 7: Fertilitätsrate im Land Brandenburg 2015 bis 2022. Angaben in Mittelwerten. 

Quelle: AfS, 2023h, eigene Darstellung.
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mark (1,62). In der Universitätsstadt Frankfurt (Oder) 
ist sie mit 1,16 am niedrigsten, dicht gefolgt von der 
Landeshauptstadt Potsdam mit 1,23 Kindern je Frau.30 
In Potsdam werden im Landesvergleich zwar die  
meisten Kinder geboren, gleichzeitig leben in der Stadt  
vergleichsweise viele Frauen im gebärfähigen Alter  
(z. B. Studierende), weswegen die Fertilitätsrate sinkt.31 

30) AfS, 2023h. 
31) AfS, 2023d.

2.2.2 Kinder 
In 2022 lebten in Brandenburg 417.200 Kinder unter 18 
Jahren. Dabei ist die Zahl der Kinder im Jugendalter 
(zwischen 15 und 18 Jahre: 65.100) ähnlich hoch wie 
die der Kinder im Kindergartenalter (3–5 Jahre: 69.400). 
Das entspricht einem Anteil von 15,6 bzw. 16,6 Prozent 
an allen minderjährigen Kindern. Die größte Gruppe  
machen die 10- bis 14-Jährigen aus (29,4 %). Ein wei-
teres Viertel (24,4 %) ist im Grundschulalter zwischen 
6 und 9 Jahre. Jedes zehnte Kind ist ein Kleinkind  
zwischen 2 und 3 Jahren. Babys unter einem Jahr ent-
sprechen 3,6 Prozent. Mehr als die Hälfte aller Kinder 
sind im Schulalter von 6 bis 15 Jahre (224.600 Kinder).32

32) AfS, 2023c, eigene Berechnungen.

Die Landeshauptstadt Potsdam hat in Relation zur  
Bevölkerungszahl den höchsten Anteil an minderjäh-
rigen Kindern (19,9 %), gefolgt vom Landkreis Pots-
dam-Mittelmark (19,0 %). In diesem Landkreis leben 
die meisten Kinder (absolut: 42.300), gefolgt von 
den Landkreisen Oberhavel und Märkisch-Oderland  
sowie der Landeshauptstadt. Im Landkreis Spree- 
Neiße ist der Kinderanteil am geringsten (12,1 %) (Ab-
bildung 8). Auch in der Stadt Cottbus leben mit 13.000 
Kindern auf 99.515 Einwohner/innen anteilig wenig  
Kinder (13,1 %).33 

33) ebd.
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Abbildung 8: Bevölkerungszahl und Anzahl der Kinder unter 18 Jahren. Angaben in absoluten Zahlen und Prozent. 

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.
Anmerkung: Für Prignitz und Frankfurt (Oder) fehlen die absoluten Kinderzahlen. 

Im Vergleich zum Anteil der Kinder je Bevölkerungs- 
zahl beschreibt der Kinderquotient den Anteil der Kinder 
von 0 bis unter 15 Jahren (je 100 Personen) zu denen 
im Alter zwischen 15 und unter 65 Jahren. Hier liegt 
Brandenburg mit 22,5 im Bundesvergleich auf dem 
dritthöchsten Platz, gemeinsam mit Niedersachsen. In 
Sachsen liegt der Anteil noch etwas höher bei 22,9. 
Seit 2018 ist der Kinderquotient in Brandenburg konti-
nuierlich leicht gestiegen. Bei den brandenburgischen 
Landkreisen und kreisfreien Städten liegt Potsdam- 
Mittelmark vorn mit 23,5, gefolgt von Dahme-Spree-
wald und Barnim (beide 23,4). Am geringsten ist der 
Kinderquotient in der Stadt Frankfurt (Oder) und in der 
Prignitz.34 

2.2.3 Kinderlosigkeit
Die Kinderlosenquote in Brandenburg ist höher als in 
den übrigen ostdeutschen Bundesländern, aber nied-
riger als in Gesamtdeutschland. So lag die Kinderlo-
senquote in Deutschland im Jahr 2022 bei 20 Prozent. 
Die Quote bezieht sich auf den Anteil der Frauen ohne 
leibliche Kinder an allen Frauen, die 2022 im Alter  

34) AfS, 2023b.
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Bevölkerungszahl Anzahl der Kinder unter 18 % der Kinder an Bevölkerung

zwischen 45 und 49 Jahren waren (Geburtsjahrgänge 
1973 bis 1977). Die Kinderlosenquote am Ende des  
fertilen Alters blieb in Deutschland seit 2012 nahezu 
konstant. In den drei Jahrzehnten zuvor war sie da-
gegen kontinuierlich gestiegen und hat sich von 11 
Prozent bei den Frauen der 1930er Jahrgänge auf 21 
Prozent bei den Frauen, die Ende der 1960er Jahre 
geboren wurden, fast verdoppelt. In Ostdeutschland 
(ohne Berlin) war die Quote im Jahr 2022 mit 14 Pro- 
zent deutlich niedriger als im Westen. Bei den ost- 
deutschen Flächenländern stellte Brandenburg mit  
der vergleichsweise hohen Quote von 17 Prozent eine 
Ausnahme dar. Die höchsten Quoten hatten Hamburg 
(29 %) und Berlin (25 %).35

Der Anteil ungewollt kinderloser Frauen und Männer  
im Alter zwischen 20 und 50 Jahren ist deutschland- 
weit zwischen 2013 und 2020 erheblich gestiegen, von 
25 auf 32 Prozent aller kinderlosen Frauen und Männer 
der Altersgruppe 20 bis 50 Jahre. In der Altersgruppe 
zwischen 25. und dem 34. Lebensjahr ist der Wunsch 
nach einem eigenen (leiblichen) Kind am größten.36 

35) StBA, 2023c.
36) BMFSFJ, 2021b, S. 37.



16 DIE LEBENSLAGE BRANDENBURGER FAMILIEN

2.2.4 Kinder mit Behinderung und Hilfen zur  
Erziehung
Die UN-Behindertenrechtskonvention definiert den Be-
griff der Behinderung wie folgt: Es gelten diejenigen 
Menschen als behindert, „die langfristige körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen ha-
ben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen 
Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberech-
tigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können“.37 
Menschen mit Behinderung erhalten Leistungen der 
Eingliederungshilfe, „um ihre Selbstbestimmung und 
ihre volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft zu fördern“.38 Dazu zählen: 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (§§ 42  
bis 48 SGB IX), zur Teilhabe am Arbeitsleben (§§ 49 
bis 63 SGB IX), Leistungen zur Teilhabe an Bildung 
(§ 75 SGB IX) und Leistungen zur sozialen Teilhabe 
(§§ 76 bis 84 SGB IX). Eingliederungshilfe nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch erhielten am Jah-
resende 2022 in Brandenburg 26.940 Personen. Die  
40- bis unter 65-Jährigen bildeten mit 40 Prozent die 

37) UN 2006, Artikel 1.
38) �Seit dem 01.01.2020 sind die Leistungen der Eingliederungshilfe von den 

Leistungen zum Lebensunterhalt, d. h. den existenzsichernden Leistun-
gen, getrennt.

Abbildung 9: Hilfe / Beratung orientiert am jungen Menschen am 31.12.2022. Angaben in absoluten Zahlen. 

Anmerkung: §§ beziehen sich auf das SGB VIII. / Quelle: AfS, 2023j, S. 5.
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Vollzeitpflege § 33

Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform § 34

Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung § 35

§ 35a
Eingliederungshilfe für seelisch 

behinderte Menschen

größte Gruppe unter den Hilfebeziehenden, gefolgt  
von den 18- bis unter 40-Jährigen mit rund einem  
Drittel. 21 Prozent der Hilfebeziehenden waren Kinder 
und Jugendliche, 7 Prozent waren 65 Jahre und älter.39 
In absoluten Zahlen erhielten 5.670 unter 18-Jährige  
Eingliederungshilfe, davon waren 65 Prozent männ-
lich. 1.045 Kinder und Jugendliche bezogen Leistungen 
zur Teilhabe an Bildung, 4.590 Leistungen zur sozia- 
len Teilhabe, 4.265 heilpädagogische Leistungen so-
wie 270 Assistenzleistungen. Die anderen Leistungs-
arten wurden in dieser Altersgruppe weniger häufig in 
Anspruch genommen. 

Seelisch behinderte junge Menschen haben Anspruch 
auf Hilfe im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe (SGB 
VIII), wie bspw. auf Hilfe zur Erziehung, auf Eingliede-
rungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugend- 
liche und auf Hilfe für junge Volljährige. Ende des Jah-
res 2022 bezogen 4.119 Kinder und Jugendliche Ein- 
gliederungshilfe für seelisch behinderte Menschen  
nach dem SGB VIII (Abbildung 9). Insgesamt wurden 
im Jahr 2022 für 17.699 junge Menschen bzw. Fami-
lien eine Hilfe zur Erziehung neu gewährt. 16.271 wur-

39) AfS, 2023i.
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den im Laufe des Jahres beendet und 22.439 Hilfen 
bestanden am Jahresende fort. Bei den geleisteten 
Hilfen bildeten Erziehungsberatungen mit 37 Prozent  
den Schwerpunkt, gefolgt von Heimerziehung und  
sonstigen betreuten Wohnformen mit 15 Prozent und 
Sozialpädagogischer Familienhilfe mit 14 Prozent der 
Fälle.40 

2.2.5 Migrations- und Fluchtgeschichte 
In Deutschland hatten Menschen mit Migrationshinter-
grund im Jahr 2022 einen Anteil von 28,7 Prozent, da-
von waren 51,2 Deutsche und 48,8 Prozent ohne deut-
sche Staatsangehörigkeit. In Westdeutschland hatten 
31,9 Prozent und in Ostdeutschland 10,3 Prozent der 
Bevölkerung einen Migrationshintergrund. Der Begriff 
Migrationshintergrund41 wird wie folgt definiert: „Eine 
Person hat einen Migrationshintergrund, wenn sie  
selbst oder mindestens ein Elternteil die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht durch Geburt besitzt.“42

Bezogen auf die Bundesländer lebten die meisten Per-
sonen mit Migrationshintergrund in Nordrhein-West-
falen.43 Ihr Anteil an der Bevölkerung ist in Bremen 
am höchsten (41,7 %). Von allen Personen mit Migra- 
tionshintergrund sind knapp 64 Prozent selbst einge-
wandert und gut 36 Prozent sind in Deutschland ge-
boren. Ein Drittel der Menschen stammte aus einem  
der 26 anderen Mitgliedstaaten der Europäischen  
Union, ein weiteres Drittel aus einem anderen euro-
päischen Staat. Kasachstan und Syrien sind mit An-
teilen von 5,6 bzw. 5,1 Prozent (1,3 bzw. 1,2 Mio.) 
die wichtigsten nichteuropäischen Herkunftsländer.44 
Seit dem Angriff der russischen Armee auf die Ukraine 
im Februar 2022 flüchteten insbesondere Frauen mit  
Kindern u. a. nach Deutschland. Laut einer Sonderaus- 

40) AfS, 2023j.
41) �Die Bezeichnung „Menschen mit Migrationshintergrund“ ist nicht unstrittig. 

So hat die 17. Integrationsministerkonferenz 2022 einstimmig beschlossen, 
dass diese Bezeichnung nicht geeignet ist, die Realität und Selbstwahr-
nehmung der Menschen, die selbst oder deren Familien nach Deutschland 
eingewandert sind, wiederzugeben. Die IntMK hat des Weiteren festgestellt, 
dass es die eine Alternativbezeichnung, die geeignet wäre, die bisherigen 
Schwierigkeiten und Unschärfen zu überwinden, nicht gibt. Eine im Länder-
kreis konsensfähige Lösung bestand darin, in zukünftigen Beschlüssen und 
Veröffentlichungen in erster Linie von „Menschen mit Migrationsgeschichte“ 
zu sprechen. Das schließt nicht aus, bei einer differenzierten Betrachtung 
des Migrationsgeschehens weiterhin etwa von Geflüchteten oder Menschen 
mit Fluchtgeschichte zu sprechen.

42) bpb, 2023.
43) �2022 lebten in NRW 25,1 Prozent der in Deutschland lebenden Menschen 

mit Migrationshintergrund.
44) bpb, 2023.

wertung des Statistischen Bundesamtes stieg die Be-
völkerung mit ukrainischer Staatsangehörigkeit von 
138.000 im Januar 2022 auf 1,02 Millionen Menschen 
im Oktober 2022. Der Anteil an der Gesamtbevölke-
rung nahm im selben Zeitraum von 0,2 auf 1,2 Prozent 
zu. Ukrainische Staatsangehörige waren damit nach 
den türkischen Staatsangehörigen (1,6 % / 1,33 Mio.) 
die zweitgrößte ausländische Bevölkerungsgruppe in 
Deutschland.45 

In Brandenburg hatten im Jahr 2022 10,8 Prozent 
der Bevölkerung einen Migrationshintergrund, ähnlich  
wie in anderen ostdeutschen Bundesländern. Davon 
hatten 37,6 Prozent eine deutsche und 62,4 Pro- 
zent eine ausländische Staatsangehörigkeit. Von den 
Menschen mit einer ausländischen Staatsangehörig-
keit stammten wiederum 37,4 Prozent aus einem Land 
der Europäischen Union. In Brandenburg wurden 73 
Prozent der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
nicht in Deutschland geboren. Menschen mit Migra-
tionshintergrund sind in jüngeren Altersgruppen stär- 
ker vertreten. 17,7 Prozent der Kinder unter 15 Jahren 
haben einen Migrationshintergrund, bei Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen bis unter 25 sind es 17,2 Pro-
zent und bei Erwachsenen bis unter 35 Jahren 22,3 
Prozent. Bei den Altersgruppen über 55 Jahre beträgt 
der Anteil jeweils nur mehr rund 5 Prozent.46 

In Brandenburg ist der Anteil der Alleinstehenden bei 
Menschen mit Migrationshintergrund (28,4 %) unge-
fähr gleich hoch wie bei jenen ohne Migrationshinter-
grund (26,8 %). Unterschiede zeigen sich bei Paarge-
meinschaften ohne Kind sowie bei Eltern mit Kind(ern) 

45) bpb, 2023.
46) AfS, 2023g.
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unter 18 Jahren. Brandenburgerinnen und Branden- 
burger ohne Migrationsgeschichte leben sehr viel  
häufiger als Paar ohne Kinder (42,9 %). Bei jenen mit 
Migrationsgeschichte sind es nur 26,6 Prozent. Kom-
plementär liegt der Anteil der Eltern in Paargemein-
schaften mit minderjährigen Kind(ern) bei Menschen 
mit Migrationsgeschichte mit 35,2 Prozent höher als 
bei jenen ohne Migrationsgeschichte (19,7 %). Dieser 
statistische Befund korrespondiert auch mit dem deut-
lich geringeren Altersdurchschnitt der migrantischen 
Bevölkerung.47 

Im Bundesvergleich ist in Brandenburg der Anteil an  
erwachsenen Personen mit Migrationshintergrund, die 
in Paargemeinschaften mit minderjährigen Kindern  
leben, vergleichsweise hoch. Genauso wie in den Län-
dern Saarland (36,4 %), Schleswig-Holstein (34,4 %) 
und Niedersachsen (34,3 %) sind in Brandenburg  
viele Menschen mit Migrationshintergrund Familien  
mit Kindern.48 Dagegen gibt es deutlich seltener Allein- 
erziehende mit Migrationshintergrund. Aufgrund zu  
geringer Fallzahlen lässt sich dies nicht konkret dar-
stellen. 

Als Teilkategorie des Migrationshintergrundes wer-
den in der amtlichen Statistik „Ausländerinnen und 
Ausländer“ erfasst, d. h. Personen, die nicht Deut-
sche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG sind, also nicht 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Hier zeigt  
sich, dass Brandenburg nach Mecklenburg-Vor- 
pommern das Land mit dem geringsten Anteil nicht-
deutscher Bevölkerung ist (7 %). Anteilig am meisten 
Menschen mit (ausschließlich) ausländischer Staats- 
angehörigkeit leben in Berlin (22,2 %). Im Jahr 2022  
lebten in Brandenburg 56.611 geflüchtete und gedul-
dete Personen. Davon waren 17.525 und damit 30,9 
Prozent Kinder unter 16 Jahre.49 In den letzten fünf 
Jahren lag der Anteil der Kinder immer ungefähr bei 
einem Drittel. Ende 2022 erhielten 16.795 Personen  
in Brandenburg Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz. Davon lebten 1.090 Personen, und 
damit 6,5 Prozent, in Lebensgemeinschaften oder einer 
Ehe mit mindestens einem minderjährigen Kind und 

47) Integrationsmonitoring der Länder, 2023.
48) IntMK, 2023, S. 28.
49) LASV, 2024b.

805 Personen (4,8 %) waren alleinerziehend. Von den 
Leistungsempfangenden waren 14,4 Prozent (7.870) 
unter 7 Jahre und 19,9 Prozent (9.365) von 7 bis 18 
Jahre alt.50

2.3 Erwerbsleben 
Bei der Erwerbstätigenquote51 liegt Brandenburg  
(77,9 %) nach Bayern (79,1 %) und Sachsen (78,1 %) 
im Bundesvergleich an dritter Stelle und verfügt da- 
mit über eine hohe Erwerbstätigenquote. Die ostdeut-
schen Bundesländer (mit Berlin) haben insgesamt  
eine höhere Quote als Länder im früheren Bundes-
gebiet.52

Im Jahr 2022 waren in Brandenburg von allen Eltern  
mit Kindern unter 18 Jahren 88,7 Prozent erwerbs- 
tätig (Abbildung 10). Dies waren 93,1 Prozent der  
Väter und 85,1 Prozent der Mütter. 2 Prozent der El-
tern galten als erwerbslos, d. h. sie bezogen Sozialleis- 
tungen nach dem SGB II bzw. Leistungen nach dem  
SGB III oder waren ohne Arbeitsverhältnis. 9,4 Pro- 
zent der Eltern waren Nichterwerbspersonen. Dazu  
zählen neben Hausfrauen und Hausmännern auch  
Personen, die sich in einer Berufsausbildung befinden 
oder studieren. Von den Nichterwerbspersonen waren 
74,5 Prozent Mütter und 25,5 Prozent Väter.53

Bei Männern mit Kindern unter 6 Jahren liegt die  
Erwerbstätigenquote seit Anfang der 1990er Jahre  
höher als bei Männern ohne Kinder. Im Jahr 2019 lag 
sie in Brandenburg bei Männern mit Kindern unter  
6 Jahren bei 92,5 Prozent und bei Männern ohne  

50) AfS, 2023g.
51) �Definition: Anteil der Erwerbstätigen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren an 

der Bevölkerung dieser Altersgruppe im Jahresdurchschnitt.
52) LASV, 2023a.
53) AfS, 2023c.
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Kinder bei 88,3 Prozent. Bei Frauen verhält es sich 
umgekehrt. 88,6 Prozent der Brandenburgerinnen 
ohne Kinder unter 6 Jahren sind erwerbstätig, wo-
hingegen die Erwerbstätigenquote bei den Frauen 
mit Kindern unter 6 Jahren bei 78,7 Prozent liegt. In 
Gesamtdeutschland liegt der Wert bei 64,4 Prozent.54

In Ostdeutschland ist die Erwerbstätigenquote der 
Mütter insgesamt höher. Bei den Müttern mit einem 
Kind im Krippenalter, also unter drei Jahren, war der 
Unterschied zwischen Ost- und Westdeutschland 
nochmals größer (43,0 gegenüber 34,8 %).55 Gesamt-
deutschland betrachtend, waren 39,7 Prozent der 
Mütter mit mindestens einem Kind unter drei Jahren 
im Jahr 2022 erwerbstätig. Ihr Anteil ist binnen 14 
Jahren um 9 Prozentpunkte gestiegen. „Auf die Er-
werbstätigkeit von Vätern mit Kindern unter drei Jah­
ren wirkte sich dies kaum aus. 2022 waren 89,6 Pro-
zent der Väter mit einem Kind unter drei Jahren er­
werbstätig, 2008 waren es 88,9 Prozent.“56

In Brandenburg waren von den erwerbstätigen Eltern 
mit minderjährigen Kindern 92,5 Prozent abhängig 
beschäftigt und 7,5 Prozent selbstständig. Die meisten 
abhängig Beschäftigten waren Angestellte (84,6 %), 
ungefähr gleich viele waren Beamtinnen und Beamte

54) AfS, 2020c.
55) bpb, 2021b.
56) StBA, 2024b.

(7,9 %) oder Arbeiterinnen und Arbeiter (7 %). Von 
allen sozialversicherungspfl ichtig beschäftigten Män­
nern waren im Jahr 2022 61 Prozent im Dienstleistungs-
bereich – hier insbesondere im Handel und im Bereich 
Verkehr und Lagerei –, 36,3 Prozent im Produzie­
renden Gewerbe und 2,7 Prozent im Bereich Land- 
und Forstwirtschaft, Fischerei tätig. Ein Großteil von 
88,3 Prozent der Brandenburgerinnen war in der 
Dienstleistungsbranche beschäftigt und zwar über-
wiegend im Gesundheits­ und Sozialwesen (31,4 %) 
oder im Handel (15,7 %). Sie waren nur zu 10,3 Pro­
zent im Produzierenden Gewerbe und zu 1,4 im Be-
reich Land- und Forstwirtschaft, Fischerei angestellt.57

Die Teilzeitbeschäftigung hat in Brandenburg in den 
letzten Jahren deutlich zugenommen. Dies betrifft vor 
allem Frauen. Bei den Angestellten hat sich die Teil-
zeitquote in Brandenburg nahezu verdreifacht, von 
12,2 Prozent im Jahr 1999 auf 31,4 Prozent in 2022. 
Damit liegt Brandenburg im Bundesvergleich auf Platz 
fünf. Werden alle Erwerbstätigen betrachtet (mit Be-
amten und Selbständigen), liegt die Teilzeitquote in 
Brandenburg bei 24,4 Prozent.58 Von den erwerbstäti­
gen Müttern mit Kindern unter 18 Jahren arbeiten 43,6 
Prozent in Teilzeit; von den Vätern nur 9,1 Prozent (Ab-
bildung 11). In Ostdeutschland sind die Mütter insge-

57) Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 2024. 
58) rbb 24, 2023.

Abbildung 10: Erwerbstätigkeit der Eltern mit Kindern unter 18 Jahren. Angaben in Prozent. 

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.

  Erwerbstätige              Erwerbslose              Nichterwerbspersonen

9,41,9

88,7

Sofern sich die in den Tabellen und Abbildungen 
dargestellten Prozentsätze nicht zu 100 Prozent ad-
dieren, beruhen die Abweichungen in den meisten 
Fällen auf der Anwendung von Rundungsregeln.
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Abbildung 11: Beschäftigungsumfang je nach Geschlecht. Angaben in Prozent.

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.
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samt deutlich häufiger vollzeitbeschäftigt als in West- 
deutschland, 40,2 gegenüber 21,4 Prozent. Im Bundes-
ländervergleich ist in Brandenburg jedoch der Anteil der 
Mütter mit einer Teilzeitbeschäftigung am niedrigsten.59 

Deutschlandweit ist der Anstieg der Mütter-Erwerbs- 
tätigenquote insbesondere auf die „Zunahme an Be-
schäftigungsverhältnissen mit einem Stundenumfang 
von 28 bis 36 Stunden (große Teilzeit) zurückzu-
führen“.60 Im Zeitraum von 2006 bis 2018 stieg hier 
der Anteil der Mütter von 15 Prozent auf 24 Prozent, 
wohingegen der Anteil der Mütter, die mit geringfügi- 
gen Stundenumfängen arbeiten, im selben Zeitraum 
von 23 Prozent auf 15 Prozent gesunken ist. Der An-
teil der Mütter, die mit über 36 Stunden einer Voll- 
zeiterwerbstätigkeit nachgehen, stagnierte bei rund  
25 Prozent. Im Durchschnitt ist der wöchentliche Er-
werbsumfang von erwerbstätigen Müttern von 24,7 
Stunden im Jahr 2006 auf 26,7 Stunden im Jahr 2018 
angestiegen.61 

Bei den sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbe- 
schäftigten arbeitet ein nicht unerheblicher Anteil un-
freiwillig in Teilzeit. „In Branchen mit hohen Anteilen  
von un- und angelernten Arbeitskräften wie im Gast-

59) StBA, 2020.
60) BMFSFJ, 2020, S. 12.
61) ebd.

gewerbe oder im Handel sind unter den Teilzeitbe- 
schäftigten sowohl Männer als auch Frauen besonders 
häufig unfreiwillig in Teilzeit beschäftigt (Männer circa 
35 %, Frauen circa 21 %).“ 62

2.4 Haushaltseinkommen 
„Die wirtschaftliche Absicherung der Familien ruht 
[...] in Brandenburg vergleichsweise stärker auf den  
Schultern von beiden Elternteilen.“ 63 Hierbei ist aller-
dings zu berücksichtigen, dass in Ostdeutschland das 
Lohnniveau generell niedriger ausfällt 64 und der Anteil 
der Beschäftigten im Niedriglohnsektor zwar tenden-
ziell sinkt, aber dennoch bei 30 Prozent liegt (im Ver-
gleich zu 20 % in Westdeutschland).65 

An dieser Stelle wird das Haushaltsnettoeinkommen 
Brandenburger Familien auf Basis der Daten aus dem 
Mikrozensus betrachtet.66 Diese Daten bilden das ab- 

62) Althaber, 2018, S. 17ff.
63) MSGIV, 2020, S. 35. 
64) Müller et al., 2018, S. 14.
65) Grabka und Göble, 2020, S. 21f.
66) �„Das Haushaltsnettoeinkommen umfasst die Summe der Monatseinkommen 

aller Familienmitglieder aus Erwerbstätigkeit, Renten, Pensionen, Arbeits- 
losengeld I und Bürgergeld, Kindergeld, Wohngeld, Vermietung und Ver-
pachtung, Sozialhilfe sowie weitere Einnahmen und Unterstützungen, ab-
züglich Steuern und Sozialversicherung. Das Haushaltsnettoeinkommen 
umfasst jedoch nicht die Auflösung von Ersparnissen, die Aufnahme von 
Krediten, den Verkauf von Vermögenswerten, Erbschaften, Gewinne und 
dergleichen. (...) Das Haushaltsnettoeinkommen wird durch eine Selbst-
einstufung der Befragten in vorgegebenen Einkommensgruppen ermittelt.“ 
(LASV, 2024c).

27,2
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72,8

43,6
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solute Einkommen eines Familienhaushalts ab, ohne 
die Anzahl der Haushaltsmitglieder zu berücksichtigen. 
Diese Daten unterscheiden sich von Berechnungen  
des sogenannten Haushaltsäquivalenzeinkommens. 
Hierbei handelt es sich um einen Wert, „der sich aus 
dem Gesamteinkommen eines Haushalts und der  
Anzahl und dem Alter der von diesem Einkommen  
lebenden Personen ergibt“.67 Dieser Wert wird für die 
Darstellung von Einkommensungleichheit und Armut 
verwendet. Im Kapitel 3 zu den Ergebnissen der „Fa-
milienbefragung Brandenburg“ wird das Haushalts- 
äquivalenzeinkommen Brandenburger Familien aus-
führlich dargelegt. 

Bei den folgenden Mikrozensus-Daten zum Haushalts-
nettoeinkommen wird nicht berücksichtigt, wie viele  
Personen im Haushalt von diesem Einkommen leben. 
Die Einkommen pro Haushalt sind dementsprechend  
höher als die Äquivalenzeinkommen pro Person. 

67) StBA, 2024a.

2022 gaben in Brandenburg 6,3 Prozent der Haushalte 
mit Kindern unter 18 Jahren an, ein monatliches Haus-
haltsnettoeinkommen von unter 1.500 Euro zu haben 
(Abbildung 12). Weitere 7,6 Prozent hatten ein Ein-
kommen von 1.500 bis 2.000 Euro zur Verfügung. Die 
höchsten Anteile verzeichneten Eltern, die von 3.000  
bis 4.000 Euro (22,0 %), von 4.000 bis 5.000 Euro  
(18,1 %) oder 5.000 und mehr (29 %) als Familien- 
nettoeinkommen hatten. Die Anteile der höheren Ein-
kommenssegmente nahmen in den letzten Jahren  
zwar zu, allerdings sind diese Angaben nicht infla- 
tionsbereinigt. 

Abbildung 12: Durchschnittliches Haushaltseinkommen von Familien mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren – 2022.
Angaben in Prozent. 

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.
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Insgesamt ist der Anteil von Privathaushalten mit ei-
nem Einkommen unter 2.000 Euro in den letzten zehn 
Jahren gesunken auf 34,1 Prozent im Jahr 2022. Der 
Anteil der Gruppe mit einem monatlichen Haushalts- 
nettoeinkommen von 3.500 Euro und mehr hat sich da-
hingegen vergrößert (auf 32,5 %) und ist in den letzten 
10 Jahren kontinuierlich gestiegen.68 Damit hat die Un-
gleichheit an den Rändern der Einkommensverteilung 
zugenommen. In Brandenburg liegt dieser Trend auch 
am Zuzug besserverdienender Eltern in das Berliner 
Umland. 

2.5 Bezug von Familienleistungen
Das Elterngeld wurde in Deutschland zum 01. Januar 
2007 eingeführt und löste das bis dahin geltende Er-
ziehungsgeld ab.69 Das Erziehungsgeld war eine pau-
schalierte und bedürftigkeitsgeprüfte Sozialleistung 
und konnte bis zu 24 Monate nach der Geburt eines 
Kindes bezogen werden. Im Vergleich dazu bemisst 
sich die Höhe des Elterngeldes am Erwerbseinkom-
men der Eltern vor Geburt des Kindes und kompen-
siert teilweise den Verdienstausfall. Das sogenannte 
Basiselterngeld kann für maximal 12 bzw. 14 Monate 
pro Kind bezogen werden. 14 Monate können nur in 
Anspruch genommen werden, wenn das zweite El- 
ternteil mindestens zwei Monate Elterngeld bezieht 
(Ausnahme: Alleinerziehende). In dieser Zeit kann auch 
in Teilzeit (seit 01.09.2021 32 Wochenstunden, davor 
30) weitergearbeitet werden, wodurch sich die Höhe 
des Elterngeldes reduziert. Die Höhe des Elterngeldes 
liegt zwischen 300 Euro und maximal 1.800 Euro. Den 
Grundbetrag erhalten Eltern, die vor der Geburt nicht 
erwerbstätig waren. Für Geburten ab dem 01. April 
2024 wird die Einkommensgrenze, bis zu der der An-
spruch auf Elterngeld besteht, für gemeinsam Eltern-
geldberechtigte von 300.000 Euro auf 200.000 Euro 
gesenkt. Für Alleinerziehende wird ab dem 01. April 
2024 eine Einkommensgrenze von 150.000 Euro gel-
ten. Für EU-Bürgerinnen und -Bürger gelten Sonder-
regelungen. Das Elterngeld wird beim Bürgergeld, bei 
der Sozialhilfe und beim Kinderzuschlag vollständig  
als Einkommen angerechnet – dies betrifft auch den  
Mindestbetrag von 300 Euro. Ausgenommen sind El-

68) LASV, 2024d.
69) �Gesetzliche Grundlage ist das Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit 

(Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG).

tern, die vor dem Leistungsbezug erwerbstätig waren. 
Sie erhalten einen Freibetrag in Höhe von maximal  
300 Euro. 

Im Jahr 2022 bezogen in Brandenburg 44.825 Eltern 
das Elterngeld.70 Rund ein Viertel (24,7 %) davon be-
zog Elterngeld Plus.71 Mit dieser Regelung kann die 
Bezugsdauer von Elterngeld auf maximal die doppelte 
Anzahl von Monaten verlängert werden bei gleichzei-
tiger Reduktion der Höhe des monatlichen Elterngelds. 
27 Prozent der leistungsbeziehenden Brandenburger 
Eltern waren Väter.72 Ihr Anteil hat sich seit 2019 mit 
25,6 Prozent kontinuierlich erhöht und lag in diesen  
vier Jahren immer über dem Bundesdurchschnitt. Die 
höchsten Väteranteile haben die Länder Sachsen  
(30,2 %), Thüringen (28,4 %) sowie Bayern und Baden-
Württemberg (jeweils 28,3 %). 

Das Kindergeld wird ab der Geburt und mindestens 
bis zum 18. Geburtstag monatlich ausgezahlt und be-
trägt 250 Euro pro Monat und Kind. Nach Beantragung 
des Kindergeldes prüft das Finanzamt im Rahmen der 
jährlichen Einkommensteuerveranlagung, ob für die El-
tern die Freibeträge für Kinder oder das ausbezahlte 
Kindergeld günstiger ist. Kinderfreibeträge werden 
nicht ausgezahlt, sondern bei der Einkommensteuer 
berücksichtigt. Die Freibeträge für Kinder betragen 
zusammen 8.952 Euro.73 Das Kindergeld ist Teil des 
Familienleistungsausgleichs und wird entweder als  
Steuerersparnis und damit nach dem Einkommen-
steuergesetz (§§ 31 ff. und §§ 62 ff. EStG) oder als 
Sozialleistung nach dem Bundeskindergeldgesetz 
(BKGG) gewährt. 

Familien mit kleinem und mittlerem Einkommen kön- 
nen zusätzlich zum Kindergeld den Kinderzuschlag  
beantragen. Der Kinderzuschlag wird für jedes Kind  
einzeln berechnet und beträgt monatlich maximal  

70) �Die Anzahl der Geburten (2022: 17.439) kann nicht in Relation gesetzt wer-
den mit der Anzahl der Elterngeldbeziehenden. Zum einen beziehen nicht 
alle Eltern, deren Kind in Brandenburg geboren wurde, auch das Elterngeld 
in Brandenburg. Zum anderen umfasst die Anzahl der Elterngeldbeziehen-
den auch jene, die ElterngeldPlus oder die sogenannten Partnerschafts-
monate beziehen, d. h. die den Bezug des Elterngeldes über die 12 bzw. 
14 Monate hinausgestreckt haben.

71) StBA, 2023a.
72) StBA, 2023b.
73) �Kinderfreibetrag in Höhe von 6.024 Euro und Freibetrag für Betreuung, 

Erziehung oder Ausbildungsbedarf in Höhe von unverändert 2.928 Euro 
(Familienportal, 2024).
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292 Euro pro Kind. Der Kinderzuschlag wird zusätz- 
lich zum Kindergeld gewährt. Damit ein Anspruch be-
stehen kann, muss das Einkommen der Eltern die  
Mindesteinkommensgrenze erreichen. Diese beträgt 
monatlich 900 Euro brutto bei Paarfamilien und 600 
Euro brutto bei Alleinerziehenden. Der Kinderzuschlag 
soll, zusammen mit einem möglichen Wohngeldan-
spruch, dazu beitragen, den Bedarf der Familie zu 
decken.

Im Jahr 2023 waren in Brandenburg 319.233 Eltern-
teile berechtigt, Kindergeld zu beziehen. Insgesamt  
wurde für 503.444 Kinder das Kindergeld ausgezahlt. 
90,6 Prozent dieser Kinder hatte eine deutsche Staats-
angehörigkeit. Der Zahlbetrag für das Kindergeld be-
trug in Brandenburg rund 1,5 Milliarden Euro.74 22.943  
Kinder, und damit 4,5 Prozent der kindergeldbezie- 
henden Kinder, erhielten zusätzlich den Kinderzuschlag. 
35 Prozent davon hatten ein alleinerziehendes Eltern-
teil.75 Für den Kinderzuschlag wurden im Jahr 2023  
in Brandenburg 40.2 Millionen Euro verausgabt. 

2.6 Bildung
Der Schul- und Berufsabschluss von Brandenburger 
Eltern mit Kindern unter 18 Jahren gibt Aufschluss  
über die Ausgangsbedingungen, mit denen sie in den 
Arbeitsmarkt einsteigen und dauerhaft Fuß fassen.  
Ungelernte oder weniger qualifizierte Arbeitskräfte  
arbeiten oft im Niedriglohnsektor, der nicht nur mit  
weniger Einkommen, sondern auch mit weniger 
Sicherheit und Stabilität und prognostisch geringen 
Renten einhergeht. Um die 10 Prozent der Branden-
burger Väter und Mütter hat keinen Berufsabschluss. 
Jeweils zwei bis drei Prozent besuchen noch eine 
Schule. Der überwiegende Teil der Mütter (70,7 %) 
und Väter (75,5 %) ist qualifiziert durch einen Hoch-
schulabschluss oder eine abgeschlossene Berufsaus- 
bildung. 

Im Detail stellt sich das Bildungsniveau Brandenbur- 
ger Eltern wie folgt dar:

Die Hälfte der Brandenburger Väter mit Kindern unter  
18 Jahren hatte im Jahr 2022 einen Schulabschluss, 

74) Familienkasse Direktion, 2023.
75) ebd.

davon 32,4 Prozent einen Realschulabschluss, 10,5 
Prozent einen Abschluss der Oberschule nach der  
10. Klasse und 7,8 Prozent einen Hauptschulab- 
schluss nach der 8. oder 9. Klasse. 2,5 Prozent der 
Väter waren noch Schüler. Die andere Hälfte der  
Väter hatte die Fachhochschul- oder Hochschulreife 
erworben. Die Brandenburger Mütter hatten diese zu 
einem höheren Anteil (55 %) erreicht, umgekehrt hat-
ten sie etwas weniger häufig einen mittleren Schul-
abschluss (29,5 %) und dafür ungefähr gleich oft die 
Hauptschule (6,4 %) oder die Oberschule (6,1 %) ab-
solviert. Schülerinnen waren 2,8 Prozent der Mütter.

Den Abschluss an einer Hochschule (Fachhochschule 
oder Universität) haben 24,3 Prozent der Väter und 
23,3 Prozent der Mütter mit Kindern unter 18 Jahren 
erhalten. 51,2 Prozent der Väter und 47,4 Prozent  
der Mütter absolvierten erfolgreich eine betriebliche 
oder schulische Berufsausbildung. Eine Fach-, Meis
ter- oder Technikerschule oder eine Berufs- und 
Fachakademie haben 13,4 Prozent der Väter und  
17,2 Prozent der Mütter abgeschlossen. 11,1 Prozent 
der Väter und 12,1 Prozent der Mütter sind ohne Be-
rufsabschluss. 

Im Bereich der frühkindlichen Bildung waren 2022  
von den 0- bis unter 3-jährigen Kinder 56,8 Prozent  
in einer Kindertagesbetreuung. Die Kinder im Kinder-
gartenalter besuchten zu 97,7 Prozent eine Einrich- 
tung. In einigen Landkreisen (Prignitz, Ostprignitz- 
Ruppin, Oberspreewald-Lausitz) sowie in allen kreis-
freien Städten lag die Betreuungsquote im Kinder- 
garten bei 100 Prozent. Den Hort besuchten 60,3 Pro-
zent der Altersgruppe von 6,5 bis unter 12 Jahren. 
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Im Schuljahr 2022/2023 gab es in allen Schulformen 
und Jahrgangsstufen insgesamt 272.151 Schülerinnen 
und Schüler. Die Schulpflicht endet in Brandenburg  
mit dem Sekundarabschluss nach der Jahrgangs- 
stufe 10. Die meisten Schülerinnen und Schüler sind 
beim Abschluss 16 Jahre alt. 53,8 Prozent besuchten 
die Jahrgangsstufen 1 bis 6, 34,9 Prozent die 7. bis 
10. Klasse und 9,8 Prozent die 11. bis 13. Klasse. 1,4 
Prozent besuchten eine Förderschule. 

Über die letzten 30 Jahre hinweg hat sich das schu-
lische Bildungsniveau in Deutschland stark gewandelt. 
Hatten 1991 noch die meisten Frauen und Männer im 
Erwerbsalter einen Haupt- oder Volksschulabschluss, 
war im Jahr 2020 ein Abitur bzw. die Fachhochschul-
reife der häufigste Schulabschluss in Deutschland.  
Der Anteil der Frauen mit Abitur/Fachhochschulreife 
hat sich mehr als verdreifacht (von 13 auf 43 %), bei 
den Männern mehr als verdoppelt (von 18 auf 42 %). 
Die Anteile der Frauen und Männer mit Realschul-
abschluss sind leicht angestiegen. In Ostdeutsch-
land ist der mittlere Schulabschluss der häufigste  
Schulabschluss der Erwerbsbevölkerung, in West-
deutschland das Abitur bzw. die Fachhochschulreife. 
Insgesamt haben Frauen im Durchschnitt mittler- 
weile eine höhere Schulbildung als Männer.76

 
In Brandenburg besuchten im Jahr 2022 die Schüle-
rinnen und Schüler in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 zu 
ungefähr gleichen Anteilen die Oberschule (38,3 %) 
und das Gymnasium (39,9 %). 18 Prozent besuchten 
die Gesamtschule. Von der 11. bis in die 13. Klasse 
gingen 58,3 Prozent in ein Gymnasium, 15,6 Prozent 
in ein berufliches Gymnasium und 24,4 Prozent in eine 
Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe. 1,6 Prozent 
verbringen diese Zeit in Einrichtungen des zweiten  
Bildungsweges. Im Jahr 2022 gab es 26.289 Auszubil-
dende im Land Brandenburg. Bezogen auf die 15- bis 
18-Jährigen waren 40,4 Prozent Auszubildende.
 
Im Sommer 2021 hatten deutschlandweit etwa 47.500 
junge Menschen keinen Hauptschulabschluss erwor-
ben, obwohl sie ihre Schulpflichtzeit an allgemein- 
bildenden Schulen nach neun, zehn oder noch mehr  

76) Hobler, Pfahl und Wittmann, 2022.

Jahren beendet hatten. Bundesweit hatten im Jahr-
zehnt zwischen 2011 und 2021 immer ungefähr 6 Pro- 
zent der altersgleichen Bevölkerung keinen Haupt-
schulabschluss. In einzelnen Bundesländern, wie 
Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern, 
entwickelte sich der Anteil positiv. Dort gelang es zu-
nehmend, mehr Jugendliche erfolgreich zum Haupt-
schulabschluss zu führen. In Brandenburg lagen die 
Quoten jener ohne Hauptschulabschluss bei 5,4 Pro-
zent bei Schülerinnen und Schülern mit deutscher 
Staatsangehörigkeit und bei 4,1 Prozent bei jenen mit 
einer ausländischen Staatsangehörigkeit. In der Alters-
gruppe der 20- bis unter 30-Jährigen stieg in Branden-
burg der Anteil der Personen ohne abgeschlossene  
Berufsausbildung von 13,4 Prozent im Jahr 2011 auf 
19,5 Prozent im Jahr 2021.77 

2.7 Wohnen
Brandenburger Familien mit mindestens einem Kind 
unter 18 Jahren lebten 2022 durchschnittlich auf 110 
Quadratmetern mit vier Wohnräumen. Pro Person be-
deutet dies 32,4 Quadratmeter an Wohnfläche mit 1,2 
Räumen. Differenziert betrachtet, wohnten 40,9 Pro-
zent der Familien auf mehr als 120 Quadratmeter, 23,7 
Prozent auf 90 bis 120 m2, 28,7 Prozent auf 60 bis  
90 m2 und 6,6 Prozent auf bis zu 60 m2. Im Vergleich  
zu 2010 lebten mehr Familien auf größeren Wohnflä-
chen. Vor allem der Anteil jener Familien, die auf mehr 
als 120 Quadratmeter leben, ist angestiegen. Im Ver-
gleich der regionalen Planungsregionen ergeben sich 
kaum Unterschiede in der Wohnfläche oder den Wohn-
räumen. Der überwiegende Teil der Familien (56,7 %) 
lebte in einem Einfamilienhaus, diese können frei- 
stehend (45,9 %), gereiht (4,8 %) oder eine Doppel-
haushälfte (6 %) sein (Abbildung 13). 43,4 Prozent der 

77) Klemm, 2023.
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Abbildung 13: Gebäudetyp Anteil der Haushalte mit mind. einem Kind unter 18 Jahren. Angaben in Prozent. 

Quelle: AfS, 2023c, Erstergebnisse des Mikrozensus 2022, eigene Berechnung und Darstellung.
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Familien lebten in einem freistehenden Mehrfamilien-
haus oder einem Mehrfamilien-Reihenhaus. Die Miet-
belastungsquote lag in Brandenburg bei Haushalten  
mit mindestens einem Kind unter 18 bei 22,9 Prozent. 
Diese Quote bezeichnet den Anteil der Bruttokalt- 
miete am Haushaltsnettoeinkommen. Die Bruttokalt-
miete setzt sich aus der Nettokaltmiete (Grundmiete) 
und den kalten Nebenkosten zusammen. Im Jahr 2010 
war diese Quote mit 25,7 Prozent noch höher.

2.8 Armutsgefährdung 
In Brandenburg sind weniger Kinder und Jugendliche 
von Armut gefährdet als im Bundesdurchschnitt. In 
Brandenburg lag die Armutsgefährdungsquote78 gemes-
sen am Bundesmedian im Jahr 2021 bei 14,8 Prozent 
und gemessen am Landesmedian bei 13,8 Prozent.  
Im Vergleich der Armutsgefährdungsquoten gemessen 
am Bundesmedian nach Bundesländern gehört Bran-
denburg nach Bayern (12,8 %) und Baden-Württemberg 
(14,1 %) zu den drei Ländern mit den geringsten Quo-

78) �Definition Armutsgefährdungsquote im Mikrozensus. „Anteil der Personen 
mit einem Äquivalenzeinkommen von weniger als 60 % des Medians 
der Äquivalenzeinkommen der Bevölkerung in Privathaushalten am Ort 
der Hauptwohnung (ab 2020 in Hauptwohnsitzhaushalten). Das Äqui-
valenzeinkommen wird auf Basis der neuen OECD-Skala berechnet.“ 
Die Armutsgefährdungsschwelle wird zum einen anhand des mittleren 
Äquivalenzeinkommens im gesamten Bundesgebiet errechnet (Bundes- 
median). Bei dieser Betrachtung werden regionale Unterschiede im Einkom-
mensniveau nicht berücksichtigt. Zum anderen wird die Schwelle anhand 
des mittleren Einkommens des jeweiligen Bundeslandes (Landesmedian) 
errechnet. Dadurch wird den regionalen Unterschieden im Einkommens-
niveau Rechnung getragen.

ten. Schlusslichter sind Bremen (28,2 %) und Berlin 
(20,1 %). Die ostdeutschen Bundesländer (einschließ-
lich Berlin) haben insgesamt eine höhere Quote (18 %) 
als die Länder im früheren Bundesgebiet.79 

Deutschlandweit ist ein Viertel der Kinder und Jugend-
lichen von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht. In 
zwei Drittel aller EU-Staaten liegt dieser Anteil niedri-
ger als in Deutschland.80 Kinder Alleinerziehender sind  
dabei gefährdeter als Kinder aus Paarfamilien, kinder-
reiche Familien stärker als Familien mit einem Kind.81 
Hauptbetroffen sind Alleinerziehende, Mehrkindfa- 
milien (drei und mehr Kinder), Familien mit geringen 
Bildungsressourcen und zugewanderte Familien. Häufig 
kumulieren soziale Risiken wie Zuwanderung, Kinder-
anzahl und alleinige Erziehung, sodass eine eigen- 
ständige Existenz- oder Zukunftssicherung kaum  
möglich ist. Aus Kindersicht ist das Armutsrisiko am 
größten, wenn die Eltern über ein geringes Bildungs-
niveau verfügen, arbeitslos, nicht oder nur geringfügig 
beschäftigt sind.82 Die Armutsgefährdungsquote unter 
Kindern und Jugendlichen von Eltern mit niedrigem  
Bildungsabschluss liegt bei 37,6 Prozent, von Eltern  
mit höherem Bildungsabschluss bei 6,7 Prozent.83 

79) LASV, 2023c.
80) StBA, 2023d.
81) LKJA, 2019, S. 1.
82) BMFSFJ, 2021a, S. 436.
83) StBA, 2023d.
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Die Armutsgefährdungsquoten waren in den Alters-
gruppen „unter 18“ (2021: 17 % Bundesmedian / 16,4 %  
Landesmedian) und bei den 18- bis 25-Jährigen (2021: 
21,5 % / 20,8 %) seit 2015 durchweg höher als bei 
den anderen Altersgruppen. Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene sind demnach besonders gefähr- 
det, in eine Armutslage zu geraten.84 

Nachfolgende Grafik (Abbildung 14) zeigt, dass die  
Armutsgefährdungsquote seit 2011 ungefähr auf ei-
nem ähnlichen Niveau verharrt (zwischen 13,1 % und 
14,4 %).

Werden nur die Haushalte mit Kindern unter 18 Jah-
ren betrachtet, sind die Alleinerziehenden mit einem 
oder mehr Kindern (36,2 %) am stärksten von Armut 
bedroht, gefolgt von den Eltern mit drei oder mehr  
Kindern (23 %). Eltern mit einem (6,5 %) oder zwei  
(10,1 %) Kindern weisen eine geringere Gefährdungs-
quote auf. Insgesamt liegt die Armutsgefährdungs- 
quote bei Haushalten mit Kindern in Brandenburg bei 
13,9 Prozent und ist somit gleich hoch wie die Quote 
bezogen auf alle Haushalte. 

84) LASV, 2021, S. 119.

2.9 Arbeitslosenquote und Bezug von Sozial-
leistungen
Im Jahr 2022 lag die Arbeitslosenquote deutschland-
weit bei 3 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahr war sie  
um 0,6 Prozent gesunken. Die Arbeitslosenquote in 
Brandenburg sank von 15,9 Prozent im Jahr 1996 auf 
5,6 Prozent in 2022. Im ersten Jahr der Coronapande-
mie war die Quote erstmals wieder angestiegen, ins-
besondere bei der Jugendarbeitslosigkeit (15- bis unter 
25-Jährige), die sich von 6,5 Prozent in 2019 auf 7,3 
Prozent erhöhte.85 Seither ist die Jugendarbeitslosen-
quote weiter gestiegen und betrug 2022 8,1 Prozent.86 
Ende 2023 lag die Arbeitslosenquote bei 6 Prozent,  
mit leicht steigender Tendenz.87 

Im Landkreis Uckermark (9,6 %) und in den kreis- 
freien Städten Brandenburg an der Havel (8,2 %) 
und Frankfurt an der Oder (7,5 %) waren die Arbeits- 
losenquoten am höchsten, am niedrigsten in Dahme-
Spreewald (3,7 %) und Potsdam-Mittelmark (4,1 %).88 
Nach Geschlecht betrachtet, lag 2022 die Quote bei 

85) LASV, 2021, S. 83ff.
86) LASV, 2023b.
87) StBA, 2024c.
88) LASV, 2023b.

Abbildung 14: Armutsgefährdungsquoten im Landesmaßstab in den Ländern Berlin und Brandenburg 2011 bis 2022. 

Anmerkung: Die Ergebnisse des Mikrozensus ab dem Erhebungsjahr 2020 sind durch methodische Veränderungen nur eingeschränkt 
mit den früheren Erhebungsjahren vergleichbar. Das Erhebungsjahr 2020 ist zudem von Einschränkungen bei der Erhebung betroffen 
und sollte deshalb nicht für Zeitvergleiche mit nachfolgenden Jahren herangezogen werden.

Quelle: LASV 2023c, eigene Darstellung. 
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Männern bei 5,9 Prozent und bei Frauen bei 5,2 Pro-
zent. Die Langzeitarbeitslosenquote89 betrug im glei-
chen Jahr 2,3 Prozent. Mit Abstand die höchste Lang-
zeitarbeitslosenquote hatte der Landkreis Uckermark 
mit 5,2 Prozent. 

Differenziert nach der Leistungsart betrug die Quote 
der SGB III-Bezieherinnen und -Bezieher 3,8 Prozent 
und der SGB II-Bezieherinnen und -Bezieher 3,8 Pro-
zent. Von den Bedarfsgemeinschaften waren im April 
2023 61,3 Prozent Einpersonenhaushalte, 18,9 Pro-
zent Zweipersonenhaushalte, 9,7 Prozent Dreiper-
sonenhaushalte, 5,3 Prozent Vierpersonenhaushalte 
und 4,7 Prozent Haushalte mit fünf und mehr Perso-
nen (Abbildung 15). Der Anteil der Alleinerziehenden-
Haushalte unter den Bedarfsgemeinschaften mit SGB- 
II-Leistungen lag 2022 bei 18,8 Prozent. Ein geringerer 
Anteil von 10,5 Prozent sind Partner-Bedarfsgemein-
schaften mit Kindern. Anfang 2023 hatten von diesen 
Bedarfsgemeinschaften 35 Prozent ein Kind, 31,7 
Prozent zwei Kinder und 33,1 Prozent drei oder mehr 
Kinder. Bei 20,5 Prozent der Partner-Bedarfsgemein-
schaften mit Kindern sind beide Partner arbeitslos.

89)  Die Langzeitarbeitslosenquote ist definiert als der prozentuale Anteil der 
Langzeitarbeitslosen (15–74 Jahre) an den Erwerbspersonen desselben 
Alters.

Die Höhe der Hilfequote wird von der Lebensform 
und der Kinderzahl bestimmt. So weisen Paare ohne 
Kinder mit 2,3 Prozent und Paare mit Kindern mit 4,6 
Prozent die niedrigsten Quoten auf. Alleinerziehende 
haben dagegen das weitaus höchste Risiko auf Leis-
tungen aus der Grundsicherung angewiesen zu sein: 
Ihre Hilfequote betrug zuletzt 29,5 Prozent. Außer-
dem nimmt die Hilfebedürftigkeit mit der Zahl der 
Kinder deutlich zu; sie liegt bei Paaren mit drei und 
mehr Kindern bei 23,7 Prozent und erreicht bei Allein-
erziehenden mit zwei und mehr Kindern 44,2 Prozent.90

Im Jahr 2022 waren 9,8 Prozent der Brandenburger 
Kinder unter 18 Jahren SGB II leistungsberechtigt 
(Abbildung 16).91 Die höchste SGB II-Quote92 weist 
dabei die Altersgruppe der unter 3-Jährigen auf 
(11,2 %). Seit 2015 sind die SGB II­Quoten bei Kin­
dern und Jugendlichen rückläufi g. Damals lag die 
Quote bei den unter 18-Jährigen bei 16,2 Prozent. 
Kleinere Kinder (unter 3 und 3–6 Jahre) waren im Zeit-
verlauf stets häufi ger SGB II leistungsberechtigt als 
Kinder von 6 bis 15 Jahren. Der rückläufi ge Trend 
zeigt sich auch in der Quote der „Nicht erwerbsfähi-

90) BA, 2023b.
91) BA, 2023b.
92)  Wie groß der Anteil von hilfebedürftigen Personen, die nach dem SGB II 

leistungsberechtigt sind, an einer bestimmten Bevölkerungsgruppe ist, lässt 
sich anhand von SGB II-Hilfequoten darstellen.

Abbildung 15: Bestand an Bedarfsgemeinschaften (BG) April 2023. Angaben in Prozent.  

Quelle: Bundesagentur für Arbeit: Grundsicherung für Arbeitssicherung (SGB II): Bestand an Bedarfsgemeinschaften (BG), 
April 2023, eigene Darstellung. 
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Sofern sich die in den Tabellen und Abbildungen 
dargestellten Prozentsätze nicht zu 100 Prozent ad-
dieren, beruhen die Abweichungen in den meisten 
Fällen auf der Anwendung von Rundungsregeln.
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gen Leistungsberechtigten“ (NEF)93 (Abbildung 17). 
NEF sind vor allem Kinder unter 15 Jahren. Die Quote 
sank von einem Höchstwert in 2006 von 24,8 Prozent 
auf 10,5 Prozent der unter 15-Jährigen Leistungsbe-
rechtigten in der Grundsicherung im Februar 2023.94  
Im deutschlandweiten Vergleich rangiert Brandenburg 
bei der NEF-Quote nach Bayern und Baden-Württem- 
berg auf Platz 3 der Länder mit den geringsten  
Quoten. Bremen (29,8 %), Berlin (23,5 %) und Hamburg 
(19,8 %) haben die höchsten NEF-Quoten.

Das Bildungspaket mit seinen verschiedenen Leis- 
tungen für Bildung und Teilhabe (BuT)95 unterstützt  
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene aus Fami
lien, die sich die Kosten für Angebote in der Schule und 
Freizeit nicht leisten können. Dazu zählen eintägige 
Schul- und Kitaausflüge, mehrtägige Klassen- und Kita­
fahrten, der persönliche Schulbedarf, die Beförderung 
von Schülerinnen und Schülern zur Schule, Lernför-
derung, die Teilnahme an einer gemeinschaftlichen  
Mittagsverpflegung in Schule oder Kindertageseinrich-

93) �Nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte (NEF) sind Personen innerhalb 
einer SGB-II-Bedarfsgemeinschaft mit Bezug von Sozialgeld, die noch nicht 
im erwerbsfähigen Alter sind (unter 15 Jahren) oder die wegen Krankheit 
oder Behinderung auf absehbare Zeit außerstande sind, mindestens drei 
Stunden täglich unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes erwerbstätig zu sein. In der Regel handelt es sich dabei um Kinder 
unter 15 Jahren. Im Nenner wird daher nur die Anzahl der Bevölkerung 
unter 15 Jahren berücksichtigt.

94) BA, 2023c. 
95) �Die Leistungen für Bildung und Teilhabe sind geregelt im § 6b Bundeskin-

dergeldgesetz (BKGG) Leistungen für Bildung und Teilhabe sowie im § 28 
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) und im § 34 Sozialgesetzbuch 
(SGB) Zwölftes Buch (XII).

tungen sowie die Teilnahme am sozialen und kultu-
rellen Leben in der Gemeinschaft. Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene, die Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende (Bürgergeld) oder Sozialhilfe erhalten 
oder deren Eltern den Kinderzuschlag oder Wohngeld 
beziehen, haben grundsätzlich einen Rechtsanspruch 
auf nachstehende Bildungs- und Teilhabeleistungen. 
Auch wer Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz erhält, kann einen Anspruch auf das Bil-
dungspaket haben.96 Die Leistungen für Bildung und 
Teilhabe können als Geld-, Sach- und Dienstleistun-
gen erbracht werden. Hierbei werden auch Gutschein- 
und Kartensysteme genutzt, die mitunter erst Monate  
später durch die Leistungsberechtigten eingesetzt 
werden. Somit können die Zeitpunkte der statistischen 
Zählung einerseits und der tatsächlichen Leistungs- 
erbringung andererseits voneinander abweichen. Die 
Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach 
dem SGB II berichtet ausschließlich über die Perso-
nen im Rechtskreis SGB II mit einem festgestellten 
Anspruch, also positiv beschiedenem Antrag auf Leis
tungen für Bildung und Teilhabe. Personen, die poten-
ziell zwar einen Anspruch hätten, diesen aber nicht 
wahrnehmen, können nicht abgebildet werden. Im 
Jahr 2022 hatten in Brandenburg 75.912 Berechtigte  
im Alter von unter 25 Jahren einen festgestellten An-
spruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe. Seit 
2016 sank die Anzahl an Leistungsberechtigten von 

96) BMAS, 2024.

Abbildung 16: SGB II-Quote der Kinder Jahresdurchschnittswerte. Angaben in Prozent. 

Quelle: BA, 2023b, eigene Darstellung.
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damals 101.305 Berechtigten. Der Großteil jener Per- 
sonen, denen innerhalb eines Kalenderjahres min- 
destens in einem Monat eine BuT-Leistung gewährt 
wurde, sind zwischen 6 und unter 15 Jahre alt.97

Ergänzend zum Bezug von Kindergeld, Kinderzuschlag 
und Leistungen für Bildung und Teilhabe können Fa-
milien Wohngeld erhalten. Wohngeld ist ein von Bund 
und Ländern getragener Zuschuss zu den Wohnkos
ten für Mieterinnen und Mieter sowie Eigentümerinnen  
und Eigentümer. Damit soll auch einkommensschwä-
cheren Bevölkerungsschichten ein angemessenes  
und familiengerechtes Wohnen ermöglicht werden.98 
Seit dem 01. Januar 2023 wurde das Wohngeld durch 
das „Wohngeld-Plus“-Gesetz erneut angehoben, wo- 
mit auch den steigenden Energiekosten Rechnung ge-
tragen werden soll. Mit der Änderung des Wohngeld-
gesetzes erhalten auch deutlich mehr Menschen in 
Deutschland Wohngeld. Zudem enthält das Wohngeld 
nun eine dauerhafte Heizkostenkomponente sowie  
eine Klimakomponente, die höhere Mieten durch ener
getische Sanierungen des Gebäudebestands und ener
gieeffiziente Neubauten pauschal abfedern soll.99 Die 
Höhe des Wohngelds hängt ab von der Anzahl der Per-
sonen, die in der Wohnung leben, dem monatlichen 
Einkommen der Personen, die in der Wohnung leben 

97) �Da Personen, die innerhalb des betrachteten Kalenderjahres von einer 
Altersgruppe in eine andere wechseln, doppelt gezählt werden, können 
die Anteile nicht genau errechnet werden. 

98) Erläuterung Wohngeld siehe LASV, 2024c.
99) BMWSB, 2024.

und der Höhe der Miete. Wenn Familien andere So- 
zialleistungen bekommen, die Wohnkosten bereits be-
rücksichtigen, können sie normalerweise kein Wohn-
geld bekommen. Dazu gehören beispielsweise das  
Bürgergeld, das Sozialgeld, die Berufsausbildungs- 
beihilfe oder das BAföG. 

Im Jahr 2022 erhielten 25.970 bedürftige Haushalte 
einen Zuschuss zu ihren Wohnkosten in Form von 
Wohngeld. Der Anteil der reinen Wohngeldhaushalte, 
in denen alle Haushaltsmitglieder einen Anspruch auf 
Wohngeld hatten, betrug in Brandenburg 98 Prozent. 
Bei den übrigen Haushalten waren nur einzelne Per-
sonen des Haushaltes wohngeldberechtigt. 68 Prozent 
der reinen Wohngeldhaushalte waren Single-Haus- 
halte, gefolgt von 2-Personen-Haushalten mit einem 
Anteil von 13 Prozent. Im überwiegenden Teil der rei- 
nen Wohngeldhaushalte (73,7 %) lebten keine Kinder 
unter 18 Jahre. In den wohngeldberechtigten Haus- 
halten mit Kindern lebten in 10,3 Prozent ein Kind, in  
8,8 Prozent zwei Kinder und in 7,1 Prozent drei und 
mehr Kinder. Die größte Gruppe unter den reinen 
Wohngeldhaushalten bildeten Rentnerinnen und  
Rentner gemeinsam mit Pensionärinnen und Pensio-
nären (64 %).100 

100) AfS, 2023k.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 2023b, eigene Darstellung.
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Abbildung 17: Quote der nicht erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (NEF). Angaben in Prozent. 
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3 Die Lebenssituation Brandenburger Familien
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Die folgenden Ausführungen beziehen sich neben  
der amtlichen Statistik101 auch auf die Ergebnisse der 
„Familienbefragung Brandenburg 2022/2023“ 102 des 
Instituts für angewandte Familien-, Kindheits- und  
Jugendforschung (IFK). Die vom IFK zur Verfügung 
gestellten Ergebnisse und Daten werden herange- 
zogen, um jene Lebensbereiche im Alltag von Familien 
darstellen zu können, die von der amtlichen Statistik 
nicht erfasst werden. Die IFK-Familienbefragung ist  
die einzige aktuell vorliegende Studie über die Lebens-
situation von Familien in Brandenburg. 

Viele Alleinerziehende und Einzelkinder
Nur in einem Fünftel der Brandenburger Haushalte  
lebt mindestens ein minderjähriges Kind. Dies liegt 
auch an dem dargelegten hohen Durchschnittsalter der 
Brandenburger Bevölkerung. Seit der Coronapandemie  
werden weniger Kinder geboren. Über die Hälfte der 
Familien hat nur ein Kind. In den letzten Jahren lässt 
sich jedoch ein Trend von einem hin zu zwei und mehr 
Kindern beobachten. Etwas mehr als die Hälfte der  
Eltern ist verheiratet, gut ein Fünftel lebt unverheira-
tet in einer Lebensgemeinschaft und fast ein Viertel 
ist alleinerziehend. Von den befragten Brandenburger 
Familien leben knapp ein Viertel in einer Patchwork-
familie.103 Brandenburg hat im Vergleich zu anderen  
ostdeutschen Ländern eine hohe Kinderlosenquote.

Wohnen im Einfamilienhaus
In den letzten zehn Jahren hat sich die Wohnsitua- 
tion Brandenburger Familien insgesamt verbessert.  
Der Anteil der Familien, die auf mehr als 120 Quadrat-
metern leben, ist auf 41 Prozent gestiegen. Fast zwei 
Drittel der Familien (63 %) leben in einem Einfamilien-
haus, wohingegen nur jede zehnte Familie in einem 
Wohnblock wohnt.104 Im Berliner Umland wohnen die 
Familien noch etwas häufiger in Einfamilienhäusern. 
Diese komfortable Wohnsituation können sich jedoch 
nicht alle Familien leisten. Alleinerziehende und Fami-
lien mit Migrationshintergrund wohnen weitaus selte- 
ner in Einfamilienhäusern. Stattdessen leben sie über-

101) �Da die amtliche Statistik im Kapitel 2 ausführlich dargelegt wird, werden in 
diesem Kapitel nur gerundete Werte angegeben und es wird auf erneute 
(Quellen-)Verweise verzichtet.

102) Pöge, O’Brien & Scherer, 2024.
103) Ebd., S. 8.
104) Ebd., S. 10.

wiegend in Mehrfamilienhäusern oder Wohnblöcken. 
Das hängt vor allen Dingen mit ihrem im Durchschnitt 
niedrigeren Einkommen zusammen. 

Väter wie Mütter sind erwerbstätig, überwiegend 
in Vollzeit 
Die Erwerbstätigenquote der Eltern im Land Bran- 
denburg ist überdurchschnittlich hoch. 85 Prozent der 
Mütter und 93 Prozent der Väter sind erwerbstätig.  
Bei den Müttern hängt die Erwerbstätigenquote sehr 
stark vom Alter des jüngsten Kindes ab. Die Familien-
befragung verdeutlicht, wenn Kinder im Alter von unter 
drei Jahren im Haushalt leben, sind nur rund 60 Pro-
zent der Mütter erwerbstätig.105 Unter den Vätern von 
Babys und Kleinkindern arbeiten ca. 95 Prozent. Ab 
dem Schulalter sind auch 90 Prozent der Mütter wie-
der erwerbstätig, ein Drittel davon in Vollzeit. Bei vier 
Kindern und mehr sinkt die Müttererwerbstätigkeit auf 
55 Prozent. Die der Väter reduziert sich lediglich von 
95 auf 91 Prozent.

Die Teilzeitquote der Mütter (44 %) ist deutlich grö- 
ßer als die der Väter (9 %). Ostdeutsche Mütter ar- 
beiten doppelt so häufig in Vollzeit wie westdeutsche 
Mütter und in Brandenburg ist im Bundesländerver-
gleich der Anteil der Mütter mit einer Teilzeitbeschäfti-
gung am niedrigsten. Die Teilzeitbeschäftigung nimmt 
insgesamt aber zu und hat sich im Zeitraum von 1999 
bis 2022 verdreifacht. Von den befragten Branden-
burger Müttern gibt ein Viertel an, ihre Arbeitszeit 
zugunsten der Sorgearbeit zu reduzieren.106 Bei den 
Vätern waren es lediglich 2 Prozent. Bei knapp 30 
Prozent der Eltern arbeiten beide in Vollzeit, bei un-
gefähr einem Drittel (32 %) arbeitet der Vater in Voll-
zeit und die Mutter in einem mittleren Stundenumfang  
(28–36 Std.).107 Alleinverdienende Väter gibt es nur in 
rund 15 Prozent der befragten Familien. Hier unter
scheiden sich die Brandenburger Eltern sehr stark 
vom bundesweiten Durchschnitt, der bei über einem 
Viertel alleinverdienender Väter liegt. Die bundeswei-
ten Anteile der Eltern, die beide Vollzeit arbeiten, und 
der Eltern, bei denen der Vater in Vollzeit und die 
Mutter in Teilzeit (28–36 Std.) arbeiten, sind demge-

105) Ebd., S. 27.
106) Ebd.
107) Ebd., S. 29 f. 
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genüber sehr viel geringer. Bundesweit arbeiten die 
Mütter sehr viel häufiger gar nicht oder in sehr ge-
ringer Teilzeit (bis 15 oder 20 Std.). Doch auch bun-
desweit ist ein Anstieg der Mütter-Erwerbstätigkeit  
zu beobachten, der auf eine Zunahme bei der großen 
Teilzeit zurückgeht (28-36 Std.).108 In der „Familien-
befragung Brandenburg“ wurde deutlich, dass insbe-
sondere Mütter mit Migrationshintergrund und niedri-
gem Bildungsniveau sowie Mütter mit mehr als drei 
Kindern oder einem pflegebedürftigen Kind erwerbs-
los sind.109 Dies deutet daraufhin, dass zum einen  
die Arbeitsmarktintegration von Müttern mit Migrations-
hintergrund – trotz ihrer meist guten Qualifizierung – 
und von Müttern mit niedrigem Bildungsniveau nicht 
ausreichend gelingt. Zum anderen zeigen sich die  
erhöhten Bedarfe von Mehrkindfamilien und Familien 
mit einem pflegebedürftigen Kind. Dies kommt auch  
in den Unterstützungswünschen dieser Eltern zum  
Ausdruck.110

Arbeiten in der Dienstleistungsbranche mit Schicht- 
und Wochenendarbeit und wenig Homeoffice
60 Prozent der Brandenburger und 88 Prozent der  
Brandenburgerinnen arbeiten in der Dienstleistungs-
branche, insbesondere im Gesundheits- und Sozial-
wesen, im Handel und im Bereich Verkehr und Lage-
rei.111 Diese Branchen bieten weniger Tätigkeiten, die  
im Homeoffice oder im Büro erledigt werden können.  
So geben rund 43 Prozent der befragten Eltern an, dass 
sich ihre berufliche Tätigkeit nicht für das Arbeiten im 
Homeoffice eignet.112 Eltern mit einem niedrigen Bil-

108) BMFSFJ, 2023.
109) Pöge, O’Brien & Scherer, 2024, S. 30 f.
110) Ebd., S. 83 ff. 
111) �Anm.: Diese Daten der amtlichen Statistik liegen nicht gesondert für Eltern 

oder Eltern minderjähriger Kinder vor.
112) Pöge, O’Brien & Scherer, 2024, S. 34 f.

dungsniveau üben häufiger Berufe aus, die nicht im 
Homeoffice ausgeübt werden können. Nur 15 Prozent 
dieser Eltern haben die Möglichkeit im Homeoffice  
zu arbeiten. Ob ein bestehendes Homeoffice-Angebot 
genutzt wird, hängt vom Geschlecht und der Fami-
lienform ab. Mütter, Alleinerziehende und Eltern aus 
Patchworkfamilien nehmen ein bestehendes Home-
office-Angebot seltener in Anspruch. Wenn die Eltern 
im Homeoffice arbeiten, dann meist die Hälfte ihrer  
Arbeitszeit.113

Zusätzlich zu einem geringeren Homeoffice-Anteil  
kommen im Flächenland Brandenburg noch lange Ar-
beitswege hinzu. Ein Fünftel der berufstätigen Eltern 
fährt pro Strecke länger als 45 Minuten zur Arbeit.114  
Väter und Eltern im Berliner Umland müssen länger 
pendeln als Mütter und Eltern in den nicht berlinnah-
en Gegenden. Ebenfalls jeweils ungefähr ein Fünftel  
der berufstätigen Eltern arbeitet im Schichtdienst  
(19 %) und/oder am Wochenende (22 %).115 Eltern mit 
einem niedrigen Bildungsniveau und aus ländlichen  
Gemeinden arbeiten häufiger im Schichtdienst und  
am Wochenende. Vor allem diese Eltern geben an, 
in Folge der Coronapandemie eine Verschlechterung  
familienfreundlicher Maßnahmen des Arbeitsgebers 
erlebt zu haben.116 

Mütter und Väter sind überwiegend gut bis sehr  
gut qualifiziert
Rund 71 Prozent der Brandenburger Mütter und 76  
Prozent der Väter haben ein Hochschulstudium oder 
eine Ausbildung abgeschlossen. Keinen Berufsab-
schluss haben ca. 10 Prozent der Eltern und rund  
drei Prozent besuchen noch die Schule. Deutschland-
weit steigt bei den jungen Erwachsenen zwischen 20 
und 30 Jahren der Anteil der Personen ohne abge-
schlossene Berufsausbildung. Bei den Brandenbur-
ger Eltern kann dieser Trend nicht festgestellt werden.  
Auch bei den befragten Eltern hatten nur 4 Prozent 
keine abgeschlossene Berufs-, Hochschul- oder Fach-
akademie-Ausbildung.117 54 Prozent der Eltern waren  
 

113) Ebd., S. 35.
114) Ebd., S. 32. 
115) Ebd.
116) Ebd., S. 34. 
117) Ebd., S. 10 f.
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hochqualifiziert und weitere 43 Prozent konnten ein  
mittleres Bildungsniveau vorweisen.

Geringe bis mittlere Einkommen trotz hoher Quali-
fizierung und großem Erwerbsumfang
Obwohl die Mehrheit der Eltern gut bis sehr gut qua-
lifiziert ist und in Vollzeit oder im vollzeitnahen Um- 
fang arbeitet, fallen die Familieneinkommen ver- 
gleichsweise gering aus. Ein Viertel der befragten Fa-
milien muss mit einem monatlichen Haushaltsäqui- 
valenzeinkommen von unter 1.500 Euro zurechtkom-
men.118 Dies liegt insbesondere an der schwierigen  
finanziellen Situation von Alleinerziehenden. Fast die 
Hälfte der Alleinerziehenden muss mit unter 1.500 Euro 
im Monat wirtschaften. Bei den Paarfamilien hinge-
gen sind es nur 17 Prozent. Ein ungefähr gleich gro- 
ßer Anteil an Paarfamilien (18 %) steht auf der ge-
genüberliegenden Seite der Skala und hat 3.000 
Euro und mehr im Monat zur Verfügung. Der über-
wiegende Teil der Paarfamilien hat ein gewichte-
tes Einkommen von 1.500 bis unter 3.000 Euro. Im 
Berliner Umland leben mehr Familien mit einem ho-
hen Haushaltsäquivalenzeinkommen als in den ande- 
ren Landesteilen. Über 80 Prozent der Familien mit 
einem Äquivalenzeinkommen von über 3.000 Euro  
sind durch finanzielle Rücklagen abgesichert, wohin- 
gegen fast drei Viertel der Familien mit weniger als 
1.500 Euro Einkommen keine Reserven für Notlagen 
aufbauen können.119 Finanziell am besten aufgestellt  
sind traditionelle Kernfamilien (ohne Patchwork-Kon-
stellation) im Berliner Umland. Sie weisen auch die 
höchsten Zufriedenheitswerte auf.120 Kam ein überwie-
gender Teil der Familien finanziell gut durch die Zeit 
der Coronapandemie, verschlechterte sich die Situa-
tion der allermeisten Familien im Zuge der Energie
krise.121 Einsparpotenziale sehen die meisten Familien 
bei Restaurantbesuchen, Energiekosten und Urlaub. 
Am wenigsten wollen Familien bei Nachhilfeunter- 
richt und Schulmaterial sparen. Allerdings sehen sich 
insbesondere Familien mit geringen Einkommen und 
mit niedrigem Bildungsniveau häufiger in der Not,  
auch in diesen Bereichen sparen zu müssen.122 

118) Ebd., S. 15 ff. 
119) Ebd., S. 21 f.
120) Ebd., S. 24 f.
121) Ebd., S. 20 f.
122) Ebd., S. 22 f.

Armutsgefährdete Familien
Das Land Brandenburg hat im Vergleich zu anderen 
Bundesländern eine relativ geringe Armutsgefähr-
dungsquote. Bei Familien liegt sie im Bundesdurch-
schnitt bei rund 15 Prozent (Bundesmedian). Jedoch 
verharrt die Quote seit über zehn Jahren ungefähr auf 
diesem Niveau. Vor allem Kinder, Jugendliche und  
junge Erwachsene (bis 25 Jahre) sind besonders ge-
fährdet, in eine Armutslage zu geraten. Die Ergeb- 
nisse der Familienbefragung bestätigen den Befund, 
dass unter den Familien vor allem Alleinerziehende, 
Familien mit Migrationshintergrund und Familien mit 
drei oder mehr Kindern von Armut betroffen sind.123 
Auch Patchworkfamilien sind mit einer Quote von  
rund 15 Prozent stärker bedroht als Kernfamilien  
(8 % Quote).124 Die Analyse der räumlichen Bezüge 
zeigt zudem, dass in berlinfernen Regionen die Ar-
mutsgefährdungsquoten deutlich höher sind. Kommen 
mehrere der genannten Faktoren zusammen, nimmt 
das Armutsrisiko stark zu. In der Folge unterscheiden 
sich die Armutsgefährdungsquoten der brandenbur-
gischen Familien zum Teil gravierend voneinander: Die 
Wahrscheinlichkeit von Armut betroffen zu sein, liegt  
für Familien ohne Migrationshintergrund im Berliner  
Umland mit einem oder zwei Kindern bei 5 Prozent  
und für Familien mit Migrationshintergrund in den  
berlinfernen Regionen mit drei oder mehr Kindern bei 
über 66 Prozent.125

123) Ebd., S. 17 ff
124) Ebd.
125) Ebd., S. 18 f. 
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Alleinerziehende und Mehrkindfamilien besonders 
häufig auf Sozialleistungen angewiesen
Rund 10 Prozent der Minderjährigen beziehen Bür-
gergeld. Bei den Kleinkindern unter drei Jahren ist  
die SGB-II-Quote am höchsten. Alleinerziehende und 
Mehrkindfamilien beziehen anteilig besonders häufig 
Sozialleistungen. Die Hilfebedürftigkeit nimmt mit der 
Zahl der Kinder deutlich zu. Fast ein Viertel der Paare 
mit drei oder mehr Kindern erhalten Bürgergeld. Kom-
men beide Faktoren zusammen, wird es besonders 
schwierig, ohne Hilfe auszukommen. So sind 44 Pro-
zent der Alleinerziehenden mit zwei oder mehr Kindern 
auf Leistungen der Grundsicherung angewiesen.

Alleinerziehende an der Armuts- und Belastungs-
grenze
Fast ein Viertel der Familien sind Alleinerziehende.  
Ein Fünftel der minderjährigen Kinder lebt bei einem 
alleinerziehenden Elternteil. In der „Familienbefragung 
Brandenburg“ sind 83 Prozent der Alleinerziehen- 
den Mütter.126 Die finanzielle Situation von Familien  
mit nur einem Elternteil ist deutlich schlechter als von 
Paarfamilien; die Situation alleinerziehender Mütter  
ist wiederum deutlich schlechter als die alleinerzie- 
hender Väter. Dies liegt mitunter an dem noch im-
mer ungleichen Lohnniveau zwischen Männern und  
Frauen. Knapp über die Hälfte der alleinerziehenden  
 

126) Ebd., S. 49.

Mütter hat unter 1.500 Euro pro Monat zur Verfü-
gung.127 Nicht einmal ein Zehntel aller Alleinerziehen
den hat ein Haushaltsäquivalenzeinkommen von über 
3.000 Euro.128 Vielmehr steigt als alleinerziehendes 
Elternteil die Gefahr, in eine Armutslage zu geraten.  
Fast 30 Prozent der Alleinerziehenden ist armuts-
gefährdet. Je mehr Kinder zu versorgen sind, desto 
schwieriger wird die finanzielle Situation. Damit Allein-
erziehende Vollzeit arbeiten können, ist eine Vollzeit-
betreuung in Kindertagesstätten und im Hort beson-
ders wichtig. In der Familienbefragung zeigte sich, dass 
91 Prozent der Alleinerziehenden ihre Vorschulkinder 
in Kitas, zur Kindertagespflege oder zu Tagesmüttern 
und -vätern bringen.129 Dort bleiben die Kinder entspre-
chend der Arbeitszeitdauer ihrer Eltern, d. h. Kinder 
von Teilzeit-Erwerbstätigen 35,4 Stunden und Kinder 
von Vollzeit-Erwerbstätigen 39,1 Stunden pro Woche.  
Alleinerziehende Väter werden bei der Hausarbeit  
und der Betreuung von Kindern mehr entlastet als  
alleinerziehende Mütter. Vor allem alleinerziehende 
Mütter mit Kindern unter fünf Jahren sind bei der 
Haus- und Sorgearbeit oft auf sich allein gestellt.130 
Zur Entlastung alleinerziehender Mütter ist demnach 
ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot besonders 
wichtig. Kinder von Alleinerziehenden sind auch häu-
figer und länger unbetreut alleine zu Hause als Kinder 
aus Paarfamilien.131 Die schwierige Lebenssituation  
von Alleinerziehenden führt zu psychischen Belastun-
gen und körperlichen Beschwerden.132 Alleinerziehende 
sind bezüglich aller Beschwerdebilder stärker belastet 
als Eltern in Paarfamilien. Neben den „Volkskrankhei-
ten“ Rückenschmerzen, Kopfschmerzen und Insom-
nie (Schlafprobleme und Schlafstörungen) betrifft es 
auch die sonst seltener auftretenden Beschwerden,  
wie Herzklopfen/-rasen und Kurzatmigkeit (im soma-
tischen Bereich) sowie wenig Interesse oder Freude 
an den üblichen Tätigkeiten, Niedergeschlagenheit, 
Schwermut oder Hoffnungslosigkeit und das Gefühl, 
versagt zu haben (im psychischen Bereich). Die Ver-
sorgung und Betreuung der Kinder werden hingegen 
als am wenigsten belastend erlebt.133

127) Ebd., S. 16.
128) Ebd.
129) Ebd., S. 51 ff.
130) Ebd. S. 50 f.
131) Ebd., S. 53 f.  
132) Ebd., S. 73 ff. 
133) Ebd., S. 73 ff.  
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Integration bewirkt Verjüngung der Bevölkerung
Brandenburgs Bevölkerung wird immer älter. In den 
südlichen Landkreisen Brandenburgs ist der Anteil  
der Kinder an der Bevölkerung am geringsten. Erst  
die Fluchtmigration in den letzten zehn Jahren konn-
te den Trend der Alterung aufhalten. Menschen mit  
Migrationshintergrund sind in Brandenburg jung. Bei 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis  
unter 35 Jahren sind sie am stärksten vertreten. Ein  
Drittel lebt in Paargemeinschaften mit minderjähri- 
gen Kindern. Viele sind hochqualifiziert. Zwei Drittel 
der Menschen mit Migrationshintergrund stammen 
aus einem Mitgliedstaat der EU oder einem anderen 
europäischen Staat. Nach Mecklenburg-Vorpommern 
ist Brandenburg das Bundesland mit dem geringsten 
Anteil nichtdeutscher Bevölkerung.

Lebenssituation von Familien mit Migrations- 
hintergrund
Ein Zehntel der Brandenburger Bevölkerung hat ei-
nen Migrationshintergrund. Rund 70 Prozent dieser 
Brandenburgerinnen und Brandenburger wurde nicht 
in Deutschland geboren. Von den befragten Familien 
haben gut 12 Prozent einen Migrationshintergrund.134 
Davon stammen zwei Drittel aus einem Land der Euro-
päischen Union. Diese Brandenburger Familien haben 
tendenziell weniger Haushaltseinkommen und weni-
ger finanzielle Rücklagen. Dies betrifft insbesondere 
jene Familien, die nicht im Umland von Berlin, sondern 
in den äußeren Regionen Brandenburgs leben. Rund  
45 Prozent der Brandenburger Familien mit Migra- 
tionshintergrund haben ein monatliches Äquivalenz-
einkommen von unter 1.500 Euro zur Verfügung, in 
den berlinfernen Regionen sogar rund 60 Prozent. Mit 
einer Armutsgefährdungsquote von rund 38 Prozent 
sind Familien mit Migrationshintergrund am stärksten 
von Armut betroffen. Wenn drei und mehr Kinder zu 
versorgen sind, sind mehr als die Hälfte dieser Fami-
lien armutsgefährdet.135 

Die Lebenssituation, d. h. die finanzielle und berufli- 
che Situation, die Wohnsituation oder die Kinderbe- 
treuungsquote, der meisten Familien mit Migrations-
hintergrund in Brandenburg ist schlechter als die der 

134) Ebd., S. 8.
135) Ebd., S. 19.

anderen Familien. Dies gilt im besonderen Maße für 
Familien, die nicht im Berliner Umland leben. Familien 
mit Migrationshintergrund geben an, dass sich ihre Si-
tuation in Folge der Coronapandemie noch verschlech-
tert hat. Sie machen sich häufiger Sorgen um ihren 
Arbeitsplatz und berichten häufiger davon, dass ihre 
Kinder von Problemen im Umgang mit Freunden, so-
zialer Ausgrenzung und Isolation betroffen sind. Auch 
manche psychischen Belastungssymptome sind bei 
diesen Eltern weiter verbreitet.136 

Kinderbetreuung sozial ungleich verteilt 
Fast alle Kinder im Kindergartenalter (3-6 Jahre) be-
suchen in Brandenburg eine Kindertagesstätte. Auch 
85 Prozent der Babys und Kleinkinder der befrag- 
ten Eltern wurden in Krippen oder bei Tagesmüttern 
oder -vätern betreut.137 In der amtlichen Statistik liegt 
die Betreuungsquote in der jüngsten Altersgruppe bei 
rund 60 Prozent. Den Hort besuchen 60 Prozent der 
unter 10-Jährigen. Ab 10 Jahren wird das Angebot  
der Hort-Betreuung deutlich weniger genutzt. Durch-
schnittlich 12 Stunden pro Woche verbringen Grund-
schulkinder in einer Nachmittagsbetreuung. Rund 60 
Prozent besuchen überdies durchschnittlich 2,9 Stun-
den pro Woche andere außerschulische Angebote.138 
Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund werden 
deutlich seltener in Einrichtungen gebracht.139 Auch 
bei Familien mit niedrigem Bildungsniveau und bei 
Patchworkfamilien ist die Betreuungsquote niedriger. 
Mit zunehmendem Bildungsniveau der Eltern nehmen  
Quote und Dauer zu. Dies gilt auch für Freizeitaktivi-

136) Ebd., S. 77.
137) Ebd., S. 40 ff. 
138) Ebd., S. 41 ff. 
139) Ebd.
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täten, denen Kinder von Eltern mit niedrigem Bildungs- 
niveau kaum nachgehen.140 Grundschulkinder von  
Alleinerziehenden und aus Patchworkfamilien verbrin-
gen mehr Zeit allein zu Hause als Kinder aus Paar-
familien.141

Sorge- und Hausarbeit zwischen paritätischer Auf-
teilung und traditionellen Rollenbildern
Das sich wandelnde Väterbild zeigt sich auch in der 
„Familienbefragung Brandenburg“. Die Hälfte der 
Paarfamilien teilt sich die Sorgearbeit, sprich die Be-
treuung der Kinder, paritätisch auf.142 In der anderen  
Hälfte kümmert sich die Mutter allein. In nur 4 Prozent 
der Familien ist der Vater der Hauptverantwortliche.  
Bei kleineren Kindern und wenn mehr Kinder zu be-
treuen sind, erhalten Mütter weniger Unterstützung  
von den Vätern. Bei der Betreuung der Kinder ist eine 
egalitäre Aufteilung etwas häufiger als bei der Haus-
arbeit. Diese erledigen 55 Prozent der Mütter meis-
tens allein; in ländlichen Regionen sogar 60 Prozent. 
Väter erledigen überwiegend Reparaturen, Gartenar-
beiten (und Ähnliches) sowie Besorgungen. Bei ge-
teilter Sorge- und Hausarbeit steigt die Zufriedenheit  
mit der Paarbeziehung.143 Bei Besorgungen und Haus-
arbeit erhalten die meisten Eltern keine Unterstüt- 
zung. Nur bei der Kinderbetreuung und der Versorgung 
pflegebedürftiger Angehöriger stehen Großeltern und 
andere Verwandte zur Seite.144 In nur sehr wenigen  
Familien wird Hilfe über gewerbliche Anbieter ein-
gekauft. Erst mit einem Einkommen ab 3.000 Euro  
scheint diese Option überhaupt leistbar.145

140) Ebd.
141) Ebd., S. 42 und S. 53. 
142) Ebd., S. 37 ff. 
143) Ebd., S. 44 ff.
144) Ebd., S. 39 ff.
145) Ebd. 

Familienzeit – kaum Zeit für Paarzeit und Me-Time
Im Durchschnitt haben Familien 8,6 Stunden in der  
Woche und 12,1 Stunden am Wochenende Zeit für  
gemeinsame Freizeitaktivitäten.146 Familien im Ber- 
liner Umland sowie in größeren Städten haben am  
Wochenende durchschnittlich mehr Zeit für ihre  
Kinder. 40 Prozent der Eltern gab an, während der  
Woche keine Zeit allein mit ihrer Partnerin oder ihrem  
Partner zu verbringen. Auch am Wochenende bleibt  
bei rund einem Drittel der Eltern keine Paarzeit über.  
Je mehr Kinder eine Familie hat, desto weniger Zeit 
bleibt für gemeinsame Aktivitäten mit den Kindern, für  
die Partnerschaft oder für individuelle Auszeiten. 60 
Prozent der Eltern, die in Vollzeit arbeiten, haben ein 
schlechtes Gewissen, nicht genug Zeit für ihre Kinder  
zu haben.147 Allerdings ist es auch gerade diese  
Gruppe, die häufig die Zeit mit den Kindern als positi-
ven Ausgleich erlebt. Das Gefühl, Kinder würden per-
sönlich einschränken, steigt mit dem Bildungsniveau 
und ist bei Familien mit Vorschulkindern besonders 
verbreitet. Fast 30 Prozent der Eltern finden während 
der Woche gar keine Zeit für sich selbst, also für eine 
sogenannte Me-Time.148 Väter, aber auch Alleinerzie- 
hende, haben mehr Zeit für sich als Mütter in Paar-
familien. 

Kinder nach der Coronapandemie
Als negative Auswirkung der Coronapandemie gaben 
56 Prozent der befragten Eltern an, dass ihre über 
12-jährigen Kinder exzessiv Medien nutzen.149 Jeweils 
rund 40 Prozent sahen bei dieser Altersgruppe auch 

146) Ebd., S. 43 ff. 
147) Ebd., S. 45 ff. 
148) Ebd., S. 79 ff.
149) Ebd., S. 70 ff.
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Lernrückstände und eine Abnahme der körperlichen 
Bewegung. Auch bei den unter 12-Jährigen waren es 
30 Prozent, die exzessiv Medien nutzten, sowie 27  
Prozent mit Lernrückständen und 21 Prozent, die  
sich weniger bewegten. Insbesondere bei den älteren 
Kindern kommen oft soziale Isolation, Schlafprobleme 
und ein schlechteres psychisches Wohlbefinden hin- 
zu. Kinder von Alleinerziehenden sind von allen nega-
tiven Auswirkungen stärker betroffen. 

Schmerzen und Schlafprobleme plagen alle Eltern, 
vor allem aber Mütter und Alleinerziehende
Die Eltern haben vor allem mit Rückenschmerzen  
(48 %), Kopfschmerzen (39 %) und Gelenkschmerzen 
(31 %) sowie mit massiven Schlafproblemen zu kämp-
fen.150 Müdigkeit, vermehrter Schlafbedarf, Ein- und 
Durchschlafprobleme sowie Energielosigkeit gehören 
zu den am weitesten verbreiteten Problemen. Mütter 
sind körperlich und psychisch häufiger belastet als  
Männer. Für alleinerziehende Mütter gilt dies in be-
sonderem Maße. Körperlich gehören dazu vor allem 
Unterleibsschmerzen, Herzrasen, Gelenkschmerzen, 
Schmerzen im Brustbereich sowie Kurzatmigkeit. Die 
psychische Belastung zeigt sich durch das Gefühl,  
versagt zu haben und durch einen verminderten  
Appetit.151 Allerziehende sind überdies häufiger nieder-
geschlagen und hoffnungslos. Schichtdienst wirkt sich 
bei den Eltern insbesondere in Form von Rücken- und 
Gelenksschmerzen sowie von vermindertem Appetit, 
Niedergeschlagenheit und Hoffnungslosigkeit aus.  
Ähnliches gilt für Eltern, die am Wochenende arbei-
ten. Obwohl die Brandenburger Eltern teilweise massiv  
körperlich und psychisch belastet sind, sind im All-
gemeinen zwei Drittel mit ihrem Gesundheitszustand 

150) Ebd., S. 72 ff.
151) Ebd., S. 75 ff.

zufrieden. Zu dem restlichen unzufriedenen Drittel  
gehören mehr Frauen und Alleinerziehende, die wie 
aufgezeigt auch stärker belastet sind.

Krisenerleben
Welche Themen Brandenburger Eltern besorgniser- 
regend finden, variiert deutlich je nach ihrem Wohn-
umfeld.152 Über die Hälfte der Familien, die in ländli- 
chen Regionen leben, sorgt sich über Zuwanderung 
und die Aufnahme von Geflüchteten und dies obwohl 
in diesen Regionen besonders wenige Menschen mit 
Flucht- und Migrationsgeschichte leben. Dieser Be-
fund deckt sich mit anderen Studien über den Zusam-
menhang regionaler Faktoren, wie z. B. den Anteil von 
Ausländer/innen an der Bevölkerung, mit politischen 
Einstellungen und Verhaltensweisen153. Die Eltern im 
Berliner Umland machen sich mehr Gedanken über die 
Auswirkungen des Klimawandels und die wachsende 
Kluft zwischen Armen und Reichen, wohingegen die  
Eltern in den anderen Landesteilen sich über eine  
steigende Staatsverschuldung, Inflation und Arbeits-
losigkeit Sorgen machen. Frauen empfinden alle Sze- 
narien besorgniserregender als Männer und haben  
häufig Angst vor Terrorismus. Die „Familienbefragung 
Brandenburg“ fand zu Beginn der Energiekrise statt,  
wodurch viele Eltern Einschränkungen ihres Lebens-
standards befürchten, z. B. beim Konsum von Luxus- 
gütern, Urlaub und bei der Freizeitgestaltung. Über 
die Coronapandemie und ihre Folgen sorgen sich zu  
diesem Zeitpunkt kaum noch Eltern und die meisten 
geben an, finanziell keine dauerhaften Einbußen er-
lebt zu haben. 

152) Ebd., S. 58 ff.
153) �Zahlreiche Studien haben auch die gegensätzliche Annahme, die so- 

genannte „Kontakthypothese“, getestet und belegt. Siehe dazu: Zick, 
Küpper, 2021, S. 113ff.
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4 Die Familienpolitik des MSGIV
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4.1 Familie als politisches Handlungsfeld 
Familie – dieses Wort wird bis heute oft assoziiert  
mit „Mutter, Vater, Kind“. Dieses Familienmodell ist  
empirisch betrachtet „eine historische Ausnahme- 
situation in den 1950er und 1960er Jahren in westli-
chen Gesellschaften Europas und Nordamerikas“.154 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde dort das bürgerliche  
Familienmodell für eine kurze Zeitspanne tatsächlich 
von der Mehrheit der Bevölkerung gelebt. Vor und nach 
dieser Zeit überwog jedoch stets eine „große Diver-
sität gelebter Familienformen“ (ebd.). Waren es frü-
her soziale Zwänge und eine hohe Sterblichkeit, die 
zu Eineltern- und Stieffamilien führten, sind es heute 
überwiegend individuelle Entscheidungen. Patchwork
familien sind eine moderne Variante der Stieffami-
lien. Ersetzte ein neues Elternteil früher meist ein 
verstorbenes, kommen heute bei getrennten Eltern- 
teilen neue Partnerinnen und Partner hinzu, wodurch 
mitunter große Familienkonstellationen über mehrere 
Haushalte hinweg entstehen.155 Die Abschaffung diskri-
minierender Gesetze ermöglichte Familien mit gleich-
geschlechtlichen Eltern, oft als Regenbogenfamilien 
bezeichnet, ihren weitgehend rechtlich gleichgestell- 
ten Status in der Gesellschaft.

In der Bundesrepublik Deutschland förderte die Politik 
der Nachkriegszeit die Familie „als eine gesellschaft-
liche Institution, die um ihrer selbst willen zu schützen 
und aufrechtzuerhalten war“. Die damalige Familien-
politik der Bundesrepublik Deutschland baute auf die 
„Versorger-Ehe“, in der meist der Mann die Familie  
finanziell absicherte, wohingegen die Frau sich um  
Erziehung, Fürsorge und Haushaltsführung kümmerte 
und sich gänzlich oder jahrelang aus dem Beruf ins 
Private zurückzog. Ab Ende der 1960er Jahre setzte 
in Westdeutschland ein gesellschaftlicher Moderni-
sierungsprozess ein, der soziale Zwänge lockerte und 
mehr Frauen ermöglichte, eine höhere Bildung zu er-
langen und einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, die  
sie finanziell unabhängig(er) machte. 

In der DDR förderte und forderte der Staat von An- 
fang an die Erwerbstätigkeit von Frauen. Der Unter-
schied in der Anzahl außerfamiliärer Betreuungsan- 

154) Steinbach, 2017, S. 4.
155) BMFSFJ, 2013, S. 3.

gebote in Ost- und Westdeutschland erinnert bis  
heute an diese Politik. Im Zuge der Wiedervereinigung 
der beiden deutschen Staaten manifestierte sich die 
frauenpolitische Forderung, indem Artikel 3 Absatz 2 
Grundgesetz um folgenden Satz ergänzt wurde: „Der 
Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf 
die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“ Diese im 
Grundgesetz verankerte aktive Förderung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern begründet  
auch familienpolitische Maßnahmen, die eine part-
nerschaftliche Elternschaft und die Vereinbarkeit von  
Familie und Beruf fördern.

In den 1990er Jahren prägte die volkswirtschaftliche 
Bedeutung von Erziehungs- und Sorgearbeit156 den 
familienpolitischen Diskurs. Gab es in der Bundes- 
republik Deutschland bereits erste kompensierende  
Elemente in der Renten- und Sozialversicherung so- 
wie im Steuerrecht157, kamen nun Steuerentlastungen 
für Eltern und explizite Familienleistungen hinzu. Da-
mit wurde der Familienlasten- und Familienleistungs-
ausgleich begründet und stabilisiert.158 Dem zugrunde 
liegt der Gedanke, dass sich Kinder nicht nachteilig 
für die Eltern auswirken dürfen. Bevölkerungspoliti-
sche Zielsetzungen waren in Deutschland aufgrund 
der Erfahrung mit dem Nationalsozialismus lange  
tabuisiert. Der 7. Familienbericht der Bundesregierung 
formulierte 2006 erstmals, die Politik solle darauf ab-
zielen, „die Entscheidung junger Menschen für Kinder 
zu erleichtern“.159 Zu den Familienleistungen gehören 
das Elterngeld, das Kindergeld oder das Mutter- 
schaftsgeld. Ergänzend dazu gibt es kindbezogene  
Leistungen zur Absicherung von armutsgefährdeten 

156) �Bereits im Fünften Familienbericht 1994 wurde der Begriff des „Human-
vermögens“ eingeführt. 

157) �Ab 1987 wurde ein Jahr Kindererziehungszeit als Beitragszeiten in der 
Rentenversicherung anerkannt, ab 1992 wurde die Regelung auf drei 
Jahre erhöht. Indirekte Förderungen gab es z. B. durch das Ehegatten-
splitting oder die kostenlose Mitversicherung von Angehörigen in den 
Sozialversicherungen. 

158) �„Familienpolitische Leistungen, die aus dem Kriterium der Bedarfsgerech-
tigkeit und der Lebensstandardsicherung abgeleitet sind, zielen darauf 
ab, bestimmte Belastungen der Eltern zu kompensieren, die durch die 
Geburt und Erziehung der Kinder entstehen. Diese Instrumente lassen 
sich unter dem Oberbegriff des Familienlastenausgleichs zusammen- 
fassen. Daneben ist es eine weitere Aufgabe der staatlichen Familienpo-
litik, jene Leistungen der Erziehung, Versorgung und Bildung der Kinder 
zu kompensieren, die die Familien für die Gesellschaft erbringen, die aber 
nicht über den Markt abgegolten werden. Diese Leistungen fasst man als 
Familienleistungsausgleich zusammen“ (BMFSFJ, 2006, S. 56).

159) BT-Drs. 16/1360.
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und in Armut lebenden Familien. Der Kinderzuschlag, 
der Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehende oder  
Maßnahmen zur Bekämpfung von Kinderarmut sollen 
die Lebenschancen der Kinder verbessern. Die Lan-
desregierung Brandenburg begrüßt das seit Jahren  
geplante Zusammenfassen dieser Leistungen in einer 
Kindergrundsicherung, damit Kinderarmut wirksamer 
bekämpft sowie Familien ein einfacherer Zugang zu  
den ihnen zustehenden Leistungen ermöglicht werden 
kann. Das in 2023 eingesetzte Bundesgesetzgebungs-
verfahren mit einem ersten Entwurf für eine Kinder-
grundsicherung ist noch nicht abgeschlossen.

Ausgehend vom staatlichen Wächteramt (Artikel 6  
Absatz 2 Satz 2 GG) weitete sich die öffentliche Er-
ziehungsverantwortung von Kindern in Not- und Aus-
nahmesituationen (z. B. durch Inobhutnahmen) auf  
alle Kinder aus. Nun wird mehr auf eine gute Zusam-
menarbeit mit den Eltern in der Erziehung von Kindern 
und auf regelhafte sowie präventive Ansätze gesetzt. 
Die Reform des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes  
des Bundes (KJSG) im Jahr 2021 zeugt von diesem 
Wandlungsprozess. Galten Elternkompetenzen lange 
als mit der Geburt eines Kindes gegeben, wird heute  
die „allgemeine Förderung der Erziehung in der Fa-
milie“160 in Form von Familienbildungsmaßnahmen um-
gesetzt. In diesem Reformprozess konnte allerdings 
eine Finanzierungsverpflichtung der Familienbildung 
nicht durchgesetzt werden. Als Folge bleibt die Fami-
lienbildung weiterhin eine freiwillig zu finanzierende  
Leistung der Kommunen (und der Länder).161

4.2 Schwerpunkte der Familienpolitik seit An-
fang der 1990er 
Bereits in den 1990er Jahren war die Familienpolitik  
des Landes Brandenburg auf die Vielfalt der Familien-
formen ausgerichtet. Ziel war es, familienfreundliche 
Bedingungen zu schaffen und Frauen wie Männern 
genügend Spielraum für ein familienorientiertes Leben  
mit Kindern zu eröffnen. Dazu zählte die wirtschaft- 
liche Stärkung der Familien, die Sicherung eines kind- 
 

160) § 16 Achtes Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe SGB VIII.
161) �Das Landesausführungsgesetz zum KJSG, das „Gesetz des Landes Bran-

denburg zum Schutz und zur Förderung von jungen Menschen“, befindet 
sich derzeit in der parlamentarischen Beratung (LT-Drucksache 7/9347).

gerechten sozialen Umfelds sowie eine bessere Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie.162

4.2.1  2000 bis 2015: Familien- und Kinderfreund-
lichkeit im Fokus
Im Jahr 2005 legte die Brandenburger Landesregie-
rung erstmals ein „Programm für Familien- und Kin-
derfreundlichkeit“ vor163. Brandenburg sollte zu einem 
kinder- und familienfreundlichen Land entwickelt wer-
den. Dieser politische Impuls erfolgte vor dem Hin-
tergrund einer sehr niedrigen Geburtenrate164, einer  
hohen Erwerbslosenquote165, einem strukturellen De-
fizit an auskömmlichen Erwerbsmöglichkeiten und  
einer gesamtgesellschaftlichen Stimmungslage, in der 
viele Menschen Zukunftsängste hatten. Der demogra- 
fische Wandel stand ganz oben auf der politischen  
Agenda und das Land Brandenburg war mit einem  
überproportional hohen Fortzug junger Erwachsener, 
insbesondere von Frauen konfrontiert.166 Das „Netz-
werk Gesunde Kinder“, die „Lokalen Bündnisse für  
Familie“ und die „Eltern-Kind-Gruppen“ waren bereits 
im Maßnahmenkatalog enthalten.167

Für die 5. Legislaturperiode vereinbarte die Landes- 
regierung, das Programm für Familien- und Kinder-
freundlichkeit unter Einbeziehung der Erkenntnis-
se aus dem Bericht „Lebenslagen in Brandenburg – 
Chancen gegen Armut“ von 2008 weiterzuentwickeln. 
Grundlage dieser Vereinbarung war das politische 
Bekenntnis zum Konzept der vorsorgenden Sozial-
politik. Der Staat sieht sich dabei in der Verantwor-
tung, durch präventive Ansätze und Investitionen 
in eine unterstützende Infrastruktur die (Aufstiegs-)
Chancen der Menschen zu verbessern und „opti-
male Ausgangsbedingungen zur eigenverantwort- 
lichen Gestaltung ihres Lebens an die Hand“ zu ge-
ben.168 Das überarbeitete zweite „Familien- und Kin-
derpolitische Programm“ wurde am 30. August 2011  
 

162) MASGF, 1997.
163) LT-Drs. 4/2070.
164) �Nach einem Rekordtief in den 1990er Jahren stieg in Brandenburg die Ge-

burtenziffer langsam wieder an und erreichte in den letzten Jahren einen 
leicht höheren Wert als in Westdeutschland (Demografieportal, 2022). 

165) �Von 1992 bis 2006 lag die Erwerbslosenquote in Brandenburg immer 
um die 20 Prozent.

166) Landesregierung, 2005, S. 3.
167) LT-Drs. 5/8764.
168) ebd.
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von der Landesregierung mit einer Laufzeit bis zum 
Ende der Wahlperiode im Jahr 2014 beschlossen.169 

Auf Aufforderung des Brandenburger Landtages170 
wurde eine Bilanz für den Zeitraum 2011 bis 2013 
erstellt.171 In dem 2014 als Landtagsdrucksache ver- 
öffentlichten Bericht sind einzelne erfolgreiche Maß-
nahmen dargelegt. Die „Stärkung der Eigenverant-
wortung von Familien durch größere öffentliche Un-
terstützung“ und die „Unterstützung der kommunalen 
Familienpolitik durch das Land“ wurden als Rahmen 
für diese Maßnahmen gesetzt. Vor dem Hintergrund 
des Berichts forderte der Brandenburger Landtag mit 
Beschluss vom 10. Juni 2016 die Landesregierung  
auf, das Familien- und Kinderpolitische Programm 
erneut weiterzuentwickeln. Das daraufhin aufgelegte  
dritte Maßnahmenpaket trug den Titel „Gemeinsam  
für ein familien- und kinderfreundliches Brandenburg“. 

4.2.2  2015 bis 2019: Kinderarmut bekämpfen
Im Koalitionsvertrag für die 6. Legislaturperiode hat-
ten die Regierungsparteien Kinderarmut als eines der 
schwerwiegendsten Probleme in unserer Gesellschaft 
identifiziert. Vor diesem Hintergrund wurde 2015 die  
Initiative „Starke Familien – Starke Kinder, Runder Tisch 
gegen Kinderarmut“ ins Leben gerufen. Unter landes-
weiter Beteiligung von Akteurinnen und Akteuren aus 
sozialen Einrichtungen, Expertinnen und Experten, 
Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Verwal-
tung sowie Kindern und Jugendlichen wurde mitein-
ander zum Thema Vermeidung und Bekämpfung von 
Kinderarmut gearbeitet. Über Themenjahre wurden die 
verschiedenen Lebenslagendimensionen von „Kinder-
armut“ genauer beleuchtet, dazu gehörten die materi-
elle Lage (2016), Bildung und soziale Teilhabe (2017) 
sowie Gesundheit (2018). Als Ergebnisse der Arbeit 
des Runden Tisches entstanden drei Landtagsdruck-
sachen. Dazu gehörte der Bericht „Engagement gegen 
Kinderarmut verstetigen und sichern“ über die Arbeit 
des Runden Tisches172, „Handlungsempfehlungen des 
Runden Tisches gegen Kinderarmut – Auswertung des  
 

169) LT-Drs. 5/3981.
170) LT-Drs. 5/5419-B.
171) LT-Drs. 5/8764.
172) LT-Drs. 6/8595.

partizipativen Prozesses der Initiative Starke Familien –  
Starke Kinder, Runder Tisch gegen Kinderarmut“ 173 
sowie ein Beschluss, der aus den Handlungsempfeh-
lungen elf Schwerpunkte für die weitere Arbeit formu-
lierte.174 Die Arbeit des Runden Tisches war auf die 
sechste Legislaturperiode begrenzt. 

Der Beschluss „Starke Familien – Starke Kinder – Kin-
derarmut im Land Brandenburg bekämpfen“ 175 des  
brandenburgischen Landtages beinhaltete nachfol-
gende an die Landesregierung gerichtete Forderungen: 

• �Die Landesregierung setzt sich im Bundesrat und in 
Zusammenarbeit mit der Bundesregierung dafür ein, 
eine Grundsicherung für Kinder und Jugendliche ein-
zuführen und bis dahin Kindergeld und Kindergeld-
zuschlag zusammenzuführen.

• �Das Landesprogramm „Assistierte Ausbildung“ soll 
fortgesetzt und der weitere regionale Ausbau geprüft 
werden.

• �In allen Regionen soll der Aufbau von niedrig- 
schwelligen Anlauf- und Beratungsstellen für Fami- 
lien (Familienzentren) gefördert werden.

• �Die Anstrengungen zum Zustandekommen flächen-
deckender Tarifverträge mit hohem Anwendungs- 
grad sollen erhöht werden. Dabei ist das Engage- 
ment zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, gerade 
vor dem Hintergrund der hohen Armutsgefährdung 
Alleinerziehender, besonders auszubauen.

• �Bestehende Maßnahmen für Familien unter Be- 
rücksichtigung der Ergebnisse der „familienpoliti-
schen Standortbestimmung“ sollen weiterentwickelt 
werden.

• �Es wird empfohlen, die im Rahmen der Initiative  
„Starke Familien – Starke Kinder, Runder Tisch gegen 
Kinderarmut“ bereits begonnenen Ansätze zur Ar- 
mutssensibilisierung in den Schulen und Kitas durch 
geeignete Maßnahmen (Fortbildung (früh-)pädago-
gischer Lehrkräfte, Schulrätedienstberatungen etc.) 
fortzuführen und zu intensivieren.

• �Das Ziel gesundheitlicher Chancengleichheit un-
abhängig vom sozialen Status soll weiterverfolgt  
werden.

173) LT-Drs. 6/11478.
174) LT-Drs. 6/11550-B.
175) LT-Drs. 6/11550-B.
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• �Der Ausbau des bestehenden Modells der Schul- 
gesundheitsfachkräfte unter Berücksichtigung der 
Evaluationsergebnisse soll geprüft werden.

• �Zur Unterstützung eines bestmöglichen Starts der  
jungen Familien, für eine gute gesundheitliche und 
soziale Entwicklung der Kinder, sollen in Branden- 
burg weiterhin die „Netzwerke Gesunde Kinder“ un-
terstützt und weiterentwickelt werden.

• �Ein Monitoring zur sozialen und gesundheitlichen  
Lage von Kindern und Jugendlichen aufzubauen. 
Dafür soll der Aufbau kommunaler Präventions-
ketten und die Förderung eines gesunden Auf-
wachsens von Kindern und Jugendlichen in den  
Kommunen qualifiziert unterstützt werden.

• �Die Elternbeitragsfreiheit für die Kinderbetreuung  
soll ausgebaut werden.

4.2.3  2019: Evaluation der familienpolitischen Maß-
nahmen des Landes
Auf Initiative des MASGF wurde der Ansatz der Fa-
milien- und Kinderpolitischen Programme einer kriti
schen Prüfung unterzogen. Mittels einer Evaluation 
der Landesfamilienpolitik sollte ermittelt werden, ob 
die bestehenden Maßnahmen die tatsächlichen Be- 
darfe der Familien deckten. Ausgangspunkt dieser 
Überlegungen war, dass die oft über Jahre fortge- 
führten Landesaktivitäten nicht mit den gesamtgesell-
schaftlichen Veränderungen mithielten. Ziel der Evalu
ation war es deshalb, Anforderungen an eine „Moder-
ne Landesfamilienpolitik“ zu ermitteln. Hierfür wurden 
die bestehenden familienpolitischen Maßnahmen auf 
ihre Aktualität und Zielgenauigkeit hin überprüft sowie 
aktuelle Unterstützungsbedarfe verschiedener Fami-
lienformen ermittelt. Die Evaluation sollte zur Grund-
lage einer erneuten Weiterentwicklung der Landes- 
familienpolitik werden. Der Abschlussbericht der Eva-
luation wurde 2019 auf der Webseite des MSGIV ver-
öffentlicht.176

Ein wesentliches Ergebnis der Evaluation war, dass  
sowohl Expertinnen und Experten als auch die Fami-
lien in Brandenburg der Überzeugung sind, dass es  
eine wichtige Aufgabe des Staates sei, Familien (und 
besonders solche mit Benachteiligungen) zu fördern 

176) Klewes und Rauh, 2019.

und zu unterstützen. Die Verantwortung für die Ge-
staltung von familienfreundlichen Rahmenbedingun-
gen wird keineswegs allein auf der Landesebene ver-
ortet, sondern primär bei den Kommunen, dann beim 
Land und zuletzt bei der Bundespolitik. Die Bedarfe 
der Familien im Hinblick auf eine gute familienpo- 
litische Infrastruktur sind vielfältig. Es geht nicht nur 
um den Wunsch nach finanzieller Förderung und/ 
oder Entlastung. Im Vordergrund stehen für die Famili-
en die Wünsche nach mehr gemeinsamer Familienzeit, 
nach mehr Wertschätzung für Familien und nach guten 
Freizeitangeboten. Überdies wünschen sich Familien 
mehr Beratungsangebote und bessere Informationen 
sowie mehr finanzielle Unterstützung bei Familien- 
ferien. Unzureichende Informationen sind auch der 
Grund dafür, warum jede zweite Familie angab, auf 
ihre eigentlich zustehenden Familienleistungen be- 
reits einmal verzichtet zu haben. Das Evaluationsteam 
kam zu dem Ergebnis, dass es einer deutlichen Ver-
änderung der familienpolitischen Informationsstrategie 
und -praxis bedarf. Dies gilt auch deswegen, weil et-
lichen Familien viele der familienpolitischen Maßnah-
men und Projekte des Landes kaum bekannt waren.

4.3 Schwerpunkte der Familienpolitik in der  
7. Legislaturperiode 
Ausgehend von den Ergebnissen der Evaluation wur-
den in der 7. Legislaturperiode die drei Schwerpunkte 
„Familienpolitik wissenschaftsbasiert und partizipativ“ 
(4.3.1.), „Lebenschancen von Familien verbessern“ 
(4.3.2.) sowie „Digitalisierung familienpolitischer Maß-
nahmen“ (4.3.3.) gesetzt und wie in Folgendem dar-
gelegt verfolgt. 

4.3.1 Familienpolitik wissenschaftsbasiert und  
partizipativ 
Die Bedarfe von Familien verändern sich. Familien- 
politik muss auf neue Herausforderungen und Ent-
wicklungen schnell und anpassungsfähig reagieren, 
um langfristig positive Auswirkungen auf das Wohl-
befinden und die sozioökonomische Situation von 
Familien erzielen zu können. Evaluationen und Be- 
fragungen dienen der Überprüfung der Wirksamkeit  
und Bedarfsgerechtigkeit der Brandenburger Fami- 
lienpolitik sowie einzelner familienpolitischer Maß-
nahmen und Projekte. Überdies sichern sie, dass die 
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Landesmittel effizient eingesetzt werden und die Maß-
nahmen und Projekte ihre festgelegten Ziele erreichen. 
Eine wissenschafts- und evidenzbasierte und damit be-
darfsgerechte Familienpolitik ist zudem transparent, da  
sie auf nachvollziehbaren Informationen und Daten  
beruht. Dies steigert die Akzeptanz und Unterstützung 
der Landespolitik bei der Bevölkerung.

  �Einrichtung eines Familienbeirates des Landes 
Brandenburg

Der Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2019 legt fest,  
dass ein Familienbeirat des Landes Brandenburg als 
beratendes Gremium der Landesregierung eingesetzt 
werden sollte. Im Juni 2021 wurde der Beirat für die 
Dauer der 7. Legislaturperiode unter Leitung von Frau 
Prof. Sarah Häseler, Professorin an der Katholischen 
Hochschule für Sozialwesen Berlin, und Herrn Prof. 
Dietmar Sturzbecher, Professor am Institut für ange-
wandte Familien-, Kindheits- und Jugendforschung  
von der Universität Potsdam einberufen. Als Mitglie-
der des Beirates sind 15 ehrenamtlich tätige Expertin-
nen und Experten aus der Wissenschaft, verschiede-
nen Landesministerien (MBJS und MIL), Kommunen 
unterschiedlicher Größe, den Kirchen und familien- 
sowie sozialpolitischen Vereinen aktiv. Das Familien- 
politikreferat des MSGIV bildet die Geschäftsstelle  
des Familienbeirates. Zentrale Aufgabe des unab- 
hängigen Familienbeirates ist es, die Landesregierung 
und insbesondere das MSGIV in allen familienrele- 
vanten sozialen, rechtlichen, wirtschaftlichen und kul-
turellen Fragen zu beraten. 

Die Mitglieder des Familienbeirates wählten gemein-
sam Themen, die in Arbeitsgruppen und Unterarbeits-
gruppen bearbeitet wurden. Die Arbeitsweise des 
Familienbeirates setzte somit von Anfang an familien-
politische Schwerpunkte und schloss gleichzeitig an 
den Empfehlungen des Runden Tisches gegen Kinder-
armut und der Evaluation der Brandenburger Familien-
politik 2018/2019 an. Ein wesentlicher Schwerpunkt 
der Arbeit des Familienbeirates waren die Auswirkun-
gen der verschiedenen Krisen auf die Brandenburger 
Familien. Zu nennen sind hier vor allem die Corona-
pandemie, die Energiekrise aufgrund des Ukraine- 
Krieges, die Inflation und nicht zuletzt auch die Klima-
krise. Der Beirat hat sich aber auch mit den Strukturen 

für ein familienfreundliches Land, wie der Beratungs-
infrastruktur oder den Familienzentren, befasst und  
hierfür Empfehlungen erarbeitet. Der Beirat arbeitet  
bis zum Ende der 7. Legislaturperiode an weiteren 
Handlungsempfehlungen.
Der Familienbeirat hat bisher zu folgenden Themen 
Handlungsempfehlungen an die Landesregierung 
beschlossen:177

•  �Umgang mit den Auswirkungen der Coronapande- 
mie auf Familien (Beschluss am 21.03.2022),

•  �Einrichtung eines digitalen Familienportals (Be-
schluss am 25.08.2022),

•  �Partizipation von Familien (Beschluss am 30.04.2023),
•  �Nachhaltige Bewältigung der ökonomischen Aus-

wirkungen von Krisen auf Familien (Beschluss am 
15.06.2023),

•  �Weiterentwicklung von Familienzentren im Land  
Brandenburg (Beschluss am 13.10.2023),

•  �Nachhaltige und gesicherte Familienpolitik (Be-
schluss am 13.10.2023),

•  �Familienfreundlichkeit in den Regionen (Beschluss 
für Anfang 2024 geplant).

  �Familienberichte des Landes Brandenburg 
Der Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2019 legt fest,  
dass ein Familienbericht vorgelegt werden soll.178 Da-
mit wurde ein neuer Akzent gesetzt, denn Familienbe- 
richte haben im Land Brandenburg keine Tradition.179 
Die Coronapandemie und die weiteren Krisen der  
letzten Jahre überrollten die Gesellschaft unvorbe- 
reitet und der Landespolitik fehlte es zunächst in  
vielen Bereichen an Erfahrungen und Befunden, wie 
sich die Pandemie oder die Energiekrise auswirken  
werden. Das gilt auch für die Kinder-, Jugend- und  
Familienpolitik. Diese Erfahrung verdeutlichte umso 
mehr, dass es brandenburgspezifischer Studien und 
einer regelmäßigen Berichterstattung bedarf, um 
passgenaue und nachhaltige familienpolitische Maß-
nahmen entwickeln zu können. Der hier vorgelegte 
Familienbericht soll den Beginn einer regelmäßigen 
Reihe von Familienberichten bilden. Dabei soll jeder 
Bericht auf umfangreichen Familienbefragungen ba-

177) vgl. IFK, 2022a-b, IFK, 2023a-d.
178) Landesregierung, 2019, S. 45f.
179) �Der letzte Familienbericht des Landes Brandenburg erschien 1997, 

MASGF, 1997.
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sieren. Durch wiederholte Datenerhebungen können 
Veränderungen hinsichtlich der Situation der Familien 
und der Einstellungen der Eltern nachvollzogen wer-
den. Der hier vorgelegte Bericht greift Ergebnisse der  
„Familienbefragung Brandenburg 2022/2023“ auf, die 
das IFK als wissenschaftliche Grundlage für die Ar-
beit des Familienbeirates des Landes durchgeführt  
hat. Überdies erfolgte für diesen Familienbericht eine 
Sonderauswertung der amtlichen Statistik. 

  �Brandenburger Familienforum
Über partizipative Ansätze können Familien Einfluss 
nehmen auf Entscheidungen von Politik und Verwal­
tung, aber auch von Fachkräften in den familienrele-
vanten Einrichtungen. Damit werden sie als Expertin- 
nen und Experten für ihre eigenen Belange und In-
teressen angesprochen und erfahren Selbstwirksam-
keit. Partizipation trägt somit zur aktiven Gestaltung 
der Gesellschaft und zur Stärkung der Demokratie 
bei. Der Abschlussbericht der Evaluation 2018/2019 
forderte mehr Partizipation für Familien, Kinder und 
Jugendliche sowie mehr Teilhabemöglichkeiten, 
„z. B. durch familienpolitische Beiräte auf unterschied- 
lichen politischen Ebenen und in Familienzentren/ 
MGHs vor Ort“. Diese Forderung hatte auch der  
Runde Tisch gegen Kinderarmut aufgegriffen.180 Der 
Familienbeirat legte im April 2023 „Handlungsemp-
fehlungen an die Landesregierung zur Partizipation 
von Familien“ vor.181 Darin rät der Beirat, die Familien 
gezielt über Partizipationsmöglichkeiten und familien- 
relevante Themen zu informieren. Dazu gehören ver-
schiedene Formate der schriftlichen Information (z. B. 
über Flyer) und deren Auslage an öffentlichen Orten 
oder die digitale Ansprache über ein Familienportal. 
Überdies könnten hierfür diverse Veranstaltungen,  
wie ein Brandenburger Familienforum oder lokale Fa-
milien- und Sozialraumkonferenzen, genutzt werden. 
Der Beirat empfiehlt, ein Brandenburger Familien- 
forum an der Diversität und dem Alltag der Familien 
zu orientieren. Eine Veranstaltung im Brandenburger 
Landtag könne die Öffnung der Politik symbolisieren. 

180) �Bericht der Landesregierung zu Handlungsempfehlungen des Runden  
Tisches gegen Kinderarmut – Auswertung des partizipativen Prozesses 
der Initiative „Starke Familien – Starke Kinder, Runder Tisch gegen Kin-
derarmut“ – gemäß Ziffer 3 des Beschlusses des Landtages Branden-
burg vom 30. Juni 2017 „Engagement gegen Kinderarmut verstetigen und 
sichern“, LT-Drs. 6/6692-B, LT-Drs. 6/11478 (S. 8ff).

181) IFK, 2023a. 

Aufgrund der schlechten Erreichbarkeit der Landes-
hauptstadt in einem Flächenland wie Brandenburg 
sollten auch dezentrale, wohnortnahe Formate veran- 
staltet werden. Wichtige Voraussetzungen für die Be-
teiligung von Familien sei überdies die Sicherstellung 
einer verlässlichen und attraktiven Kinderbetreuung  
und die Erstattung der Fahrtkosten für die Familien.

Das MSGIV orientierte sich an den Empfehlungen und 
suchte nach Wegen, Familien stärker zu beteiligen. Im 
Oktober 2022 fand erstmals das Brandenburger Fa-
milienforum im Brandenburger Landtag statt. Einen 
Schwerpunkt der Veranstaltung bildeten vier Work-
shops, in denen Familien die Möglichkeit hatten, sich 
mit Akteuren aus der Politik, der Verwaltung und der 
Zivilgesellschaft auszutauschen. Dabei ging es um die 
Folgen der Coronapandemie. Die Eltern konnten ihre 
Erfahrungen und alltäglichen Probleme darstellen und 
Vorschläge für einen künftigen Umgang mit Pande- 
mien unterbreiten. 

Das zweite Brandenburger Familienforum fand im  
November 2023 unter Beteiligung von über 200 Fami-
lien im Brandenburger Landtag statt. Den Schwerpunkt 
bildeten, neben der Vorstellung des Familienbeirates, 
Workshops zu den vier Themen: „Gute Bildung von 
Anfang an“, „Familienförderung vor Ort“, „Familie und 
Gesundheit“ sowie die „Finanzielle Situation von Fa- 
milien“. Der Empfehlung des Familienbeirates nach  
einem dezentralen, wohnortnahen Format wurde im  
Dezember 2023 mit einem Familienforum in der Stadt 
Wittenberge nachgekommen. Im Vorfeld der Veran- 
staltung wurden die Bedarfe und Wünsche der Fami-
lien mithilfe einer Familienumfrage ermittelt.

4.3.2 Lebenschancen von Familien verbessern
Die Lebenschancen von Familien zu verbessern und 
hierfür eine unterstützende Infrastruktur aufzubauen, 
sind bereits seit dem zweiten Familien- und Kinder- 
politischen Programm aus dem Jahr 2011 zentrale  
Leitlinien der Familienpolitik des Landes Brandenburg. 
In den Jahren 2015 bis 2019 legte die weiter oben  
vorgestellte Initiative „Starke Familien – Starke Kin-
der, Runder Tisch gegen Kinderarmut“ den Fokus 
auf die Verbesserung der Situation von Kindern und  
Jugendlichen aus Familien mit niedrigem Einkommen. 
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Der Koalitionsvertrag für die 7. Legislaturperiode 
räumt der Bekämpfung von Kinderarmut aber eben-
falls einen hohen Stellenwert ein. Dabei sollten u. a. 
die „vorhandenen Projekte und Maßnahmen auf der 
Basis der Handlungsempfehlungen des Runden  
Tisches gegen Kinderarmut“ umgesetzt und weiter- 
entwickelt werden. Aus diesem Grund wurde eine res-
sortübergreifende Arbeitsgruppe initiiert, in der weiter-
hin ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch über die 
Umsetzung der Handlungsempfehlungen zur Armuts-
bekämpfung stattfindet. 

Kinder, die in einkommensschwachen Familien auf-
wachsen, verfügen nicht nur über mangelhafte ma- 
terielle Ressourcen, sondern zumeist auch über 
schlechte Aussichten auf gute Bildungsabschlüsse, 
weniger Teilhabechancen am kulturellen Leben und 
ein höheres Risiko, psychisch oder physisch zu er-
kranken.182 Um die Lebensperspektiven von Kindern zu  
verbessern, müssen nicht allein die Kinder in ihrer  
Entwicklung gefördert, sondern auch die Eltern ge- 
stärkt werden. Die Qualität der familiären Lernum- 
gebung beeinflusst die kognitive und soziale Entwick-
lung der Kinder am stärksten. Für die Entwicklung  
eines Kindes ist eine sichere Bindung zu den Eltern 
eine entscheidende Grundlage. Deshalb erzielen Ein-
richtungen, die Bildung, Erziehung und Betreuung mit 
integrierter Familienarbeit anbieten, die besten Er-
gebnisse.183 Familien benötigen Orte in ihrer Nach- 
barschaft, die ihnen als Anlaufstelle dienen, wo sie 
sich einbringen und anderen Familien mit ähnlichen 
Problemen und Fragestellungen begegnen, sich mit  
diesen austauschen, ihre elterliche Erziehungskom-
petenz stärken, aber auch Anregungen, Beratung und 
Unterstützung erhalten können. Dies können Anlauf-
stellen sein, aber auch mobile oder digitale Angebote.

  �Landesprogramm zur Förderung von Familien-
zentren

Familienzentren sind als Orte der Familienbildung  
und -förderung im Sinne des § 16 Achtes Buch Sozial
gesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) in  

182) �Siehe auch „Monitoring zur sozialen und gesundheitlichen Lage von Kin-
dern und Jugendlichen im Land Brandenburg“: https://sozialmonitoring.
brandenburg.de

183) nifbe, 2015, S. 8.

die kommunalen Strukturen eingebunden und ver- 
mitteln die Übergänge zu weiteren Angeboten. An 
staatliche Familienbildungsangebote wurde bisher der  
Anspruch gestellt, qualitativ hochwertig und für die 
Eltern bei Bedarf abrufbar zu sein. Moderne Fami- 
lienpolitik dreht dieses Verständnis ein Stück weit  
um: Nicht die Familien sind bei Erziehungsfragen in  
der Holschuld, sondern der Staat sieht sich in der  
Verantwortung, die Angebote zu den Eltern zu brin-
gen und diese bei der Erarbeitung der Angebote ein-
zubeziehen. Diese Perspektivenerweiterung geht da- 
von aus, dass Familien selbst am besten wissen, 
durch welche Angebote und in welcher Form sie  
Unterstützung benötigen. Partizipative Ansätze stär-
ken die Akzeptanz sowohl der Angebote als auch der 
Familienpolitik des Landes insgesamt. Partizipation 
führt dazu, dass sich Familien von der Politik und der 
öffentlichen Verwaltung stärker wertgeschätzt fühlen. 
Angebote, die wohnortnah und verkehrstechnisch  
ohne lange, teure Anfahrten erreichbar sowie an be-
stehenden familienrelevanten Einrichtungen (Fami- 
lienzentren, Mehrgenerationenhäuser, Kitas, Schulen, 
usw.) angebunden werden oder aufsuchend sind, er-
reichen insbesondere einkommensschwache Fami- 
lien, Alleinerziehende, Mehrkindfamilien und Familien 
in ländlichen Regionen besser. Niedrigschwellige, 
partizipative und vor allem kostenlose Angebote sind 
die Voraussetzung, um soziale Ausgrenzung zu ver- 
meiden und Hemmschwellen abzubauen. 

Bundesweit sind Familienzentren an verschiedenen 
Einrichtungen angebunden, z. B. an Mehrgenerationen
häusern, an kommunalen Einrichtungen für Familien 
wie Eltern-Kind-Zentren, Familienbildungsstätten oder 
an Kindertageseinrichtungen184. Für eine erfolgreiche 
Verankerung von Familienzentren ist wichtig, dass sie 
aktiv durch die Kommune und/oder den Landkreis  
unterstützt werden und an bereits bestehende Ein- 
richtungen anknüpfen können.185

 
 

184) �Vgl. die Übersicht von Schlevogt (2023).
185) �Nordrhein-Westfalen richtete 2006 als erstes Flächenbundesland  

Familienzentren an Kindertagesstätten ein. Im laufenden Kindergarten-
jahr 2023/2024 werden dort rund 3.270 Familienzentren gefördert. Die-
sem Förderansatz sind etliche Bundesländer gefolgt. Siehe Übersicht 
bei Schlevogt (2023).
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Aufgrund der vielfältigen Potenziale von Familienzen-
tren hatte sich bereits der Runde Tisch gegen Kinder- 
armut dafür ausgesprochen, Familienzentren im Quar-
tier aufzubauen. Schon durch ihre sozialräumliche,  
bedarfsorientierte und niedrigschwellige Ausrichtung 
sind Familienzentren ein Pfeiler der Armutsprävention.  
In dem bereits vorgestellten Beschluss aus dem Jahr 
2019 forderte der Brandenburger Landtag: „In allen  
Regionen soll der Aufbau von niedrigschwelligen An- 
lauf- und Beratungsstellen für Familien (Familienzen-
tren) gefördert werden“.186 Die Evaluation 2018/2019 
bekräftigte, dass Familienzentren gegenüber anderen 
familienunterstützenden Strukturen vor allem durch  
eine sehr gute Zielgruppenerreichung herausragen.187 

  �Erste Phase des Förderprogramms Familien-
zentren

Vor diesem Hintergrund konnte im September 2019 
das erste Landesprogramm zur Förderung von Fa-
milienzentren an den Mehrgenerationenhäusern mit  
einem Fördervolumen von 480.000 Euro starten. An 
dem Programm nahmen 32 (später 31) Mehrgenera-
tionenhäuser von damals insgesamt 36 Einrichtun-
gen teil. Jedem Familienzentrum standen 14.100 Euro  
jährlich zur Verfügung.

Da die Familie in allen Lebensphasen in den Fokus  
der Familienpolitik rückte, hatte sich das damalige 
MASGF entschieden, Familienzentren an die in Bran-
denburg bestehenden sowohl bundesweit als auch  
rein kommunal geförderten Mehrgenerationenhäu-
ser anzubinden.188 Familien sollten vor Ort über alle  
Altersstufen hinweg eine Anlaufstelle erhalten, ggf. 
sogar bis hin zu Fragen der Pflege im Alter. Mit der 
Einrichtung der Familienzentren an den Mehrgenera-
tionenhäusern wurde ihre Bedeutung für das Land und 
die Familien aufgewertet. Zudem ergaben sich Syn-
ergieeffekte zwischen den Aufgaben der Mehrgene-
rationenhäuser und jener der Familienzentren. Eine 
Vorstudie von Rauh Research Management zur for- 
mativen Evaluation der Familienzentren kam Ende  
Dezember 2019 zu dem Ergebnis, dass die Förderung 
der Familienzentren eine Lücke im Angebotsspek-

186) LT-Drs. 6/11550, Ziffer 3.
187) Klewes und Rauh, 2018, S. 28f.
188) Klewes und Rauh, 2018, S. 29.

trum der Mehrgenerationenhäuser füllt. Die bereits 
bestehenden Kooperationsstrukturen gerade zu den 
Jobcentern sowie die große Armutssensibilität vieler 
Träger bilden eine gute Basis für die Mehrgenerationen- 
häuser, die Aufgaben eines Familienzentrums erfolg-
reich zu gestalten.189 Darüber hinaus stärkte die im  
Rahmen des Landesprogramms Familienzentren auf-
gebaute hauptamtliche Struktur das an den Mehrge-
nerationenhäusern bereits bestehende ehrenamtliche 
Engagement für Eltern, Kinder und Jugendliche.190

Das Landesprogramm Familienzentren zeichnet sich 
dadurch aus, dass es auf ein einheitliches fachliches 
Konzept verzichtet, zugunsten der regional bedarfs-
gerechten Ausgestaltung durch die Familienzentren 
selbst. Dieser Ansatz wurde durch die Evaluation als 
positiv bewertet, weil er die Stärken der Familien- 
zentren in ihren Sozialräumen fördert, statt die Häu-
ser einzuschränken.191 Lediglich die Beratung einkom-
mensschwacher, (mehrfach) belasteter Zielgruppen 
ist als Hauptaufgabe vorgegeben. Davon ausgehend 
ist ein zentrales Angebot der Familienzentren die be-
darfsgerechte Information, Beratung und Unterstüt-
zung von Eltern bei der Beantragung von staatlichen 
Familienleistungen, um die Inanspruchnahme dieser  
Leistungen zu verbessern. Etliche Eltern verzichten  
auf die Inanspruchnahme von Leistungen, wie Unter-
haltsvorschuss, Kinderzuschuss, Wohngeld oder Lei-
stungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket, weil 
sie keine Kenntnis davon haben, den bürokratischen 
Aufwand als zu hoch ansehen oder weil sie den Gang 
zur zuständigen Behörde als zu stigmatisierend emp-
finden. Die Evaluation zeigte, dass vor allem Eltern  
mit geringer Bildung unzufrieden waren „im Hinblick  
auf die Information und Beratung über staatliche Fa-
milienleistungen“ und 54 Prozent der Familien auf  
Leistungen oder Angebote zu Familienthemen un-
freiwillig verzichteten.192 Diese Beratung an den Fa-
milienzentren kann durch geeignete sachkundige 
Personen des Familienzentrums selbst, aber auch 
durch Beschäftigte aus den Behörden/Leistungsträ-
gern (z. B. Jobcenter, Jugendamt, Familienkasse) in 

189) Rauh, 2019, S. 31f.
190) Landesregierung, 2024, S. 51.
191) Rauh und Bäcker, 2021, S. 67f.
192) Klewes und Rauh, 2018, S. 64f.
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den Familienzentren erfolgen. Zugleich haben Fami-
lienzentren eine Lotsenfunktion, indem sie sich mit 
allen wichtigen Einrichtungen und Akteuren der Fa-
milien- und Sozialpolitik vernetzen und Familien mit 
besonderen Problemlagen an diese Netzwerkpart-
ner weitervermitteln.193 Wie gut diese Zielgruppe be-
reits von Beginn an und auch in der Coronapandemie 
erreicht wurde, belegt die formative Evaluation der  
Familienzentren.194

  �Zweite Phase des Förderprogramms Familien- 
zentren 

2019 griff die neue Landesregierung in ihrem Koali
tionsvertrag das Thema Familienzentren auf und verein- 
barte, dass „Mehrgenerationenhäuser und weitere  
familienbezogene Einrichtungen wie Erziehungs- 
und Familienberatungsstellen [...] schrittweise zu Fa-
milienzentren ausgebaut [werden], die sozialraum
orientiert und partizipativ Familien gerade auch im 
ländlichen Raum als einfach zugängliche Anlauf-
stellen dienen.“ 195 Im Jahr 2021 konnte die Förder-
summe für die Familienzenten an den Mehrgenera
tionenhäusern in einer ersten Ausbaustufe von jährlich 
480.000 Euro auf 640.000 Euro erhöht werden. Da-

193) �Eine ähnliche Unterstützung erhalten Familien z. B. auch in Berlin in den 
Familienservicebüros.

194) �Rauh und Bäcker, 2021, S. 21.
195) Landesregierung, 2019, S. 46.

mit erhielten die damals im Landesprogramm be-
findlichen 34 Mehrgenerationenhäuser nunmehr bis  
zu 20.000 Euro im Jahr für Personal- und Sachkosten. 
Mit dem erhöhten Fördervolumen konnten die durch  
die Pandemie steigenden Bedarfe an Beratungs- und 
Unterstützungsangeboten besser bewältigt werden. 
Viele der unter der Pandemie virulenten und teil- 
weise komplexen Problemlagen von Familien bedurf-
ten überdies aufsuchender Formate, wie Familien- 
lotsen, sowie insgesamt einem stärker sozialräumlich 
orientierten und niedrigschwelligen Ansatz. 

  �Dritte Phase des Förderprogramms Familien-
zentren

Mit dem Haushalt 2023/24 erfolgte eine zweite Aus- 
baustufe mit einer erneuten Erhöhung der Förder- 
summe um zusätzlich zwei Millionen Euro pro Jahr. 
Dadurch erfuhr der Aus- und Aufbau des Landespro-
gramms Familienzentren einen erheblichen Schub.  
Insgesamt stehen in diesen beiden Jahren jährlich 
2,6 Millionen Euro für die Umsetzung des Landespro-
gramms zur Verfügung. Die Förderrichtlinie dazu trat 
am 27. Juli 2023 in Kraft.196

196) �Richtlinie des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Ver-
braucherschutz über die Förderung von Familienzentren im Land Branden-
burg (Familienzentren-Förderrichtlinie) vom 26. Juli 2023 (MDJ, 2023).

Abbildung 18: Ausbauphasen des Landesprogramms Familienzentren. 

Quelle: Gesundheit Berlin-Brandenburg, 2024, Projekt „Familienzentren stärken!“.

Aufbauphase (2019/2020)
• gesamt: 480.000 Euro/Jahr
• 14.100 Euro jährlich 
  pro Familienzentrum an
  Mehrgenerationenhaus

Förderung von
32 Familienzentren

1. Aufbauphase (2021/2022)
• gesamt: 640.000 Euro/Jahr
• 20.000 Euro jährlich
  pro Familienzentrum an 
  Mehrgenerationenhaus

Förderung von
34 Familienzentren

2. Aufbauphase  (2023/2024)
• gesamt: 2,6 Mio. Euro/Jahr
• bis zu 57.000 jährlich pro
  Familienzentrum an MGH
• bis zu 40.000 Euro jährlich pro
  Einrichtung für den Aufbau  
  eines Familienzentrums
• bis zu 20.000 Euro jährlich pro
  Modell- und Innovations-
  projekt

Förderung von
  - 51 Familienzentren und 
  -   9 Modellprojekten
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Die Familienzentren-Förderrichtlinie sieht folgende  
Fördertatbestände vor:
  �1.  �pro Familienzentrum an einem Mehrgenerationen

haus bis zu 57.000 Euro/Jahr,
  �2.  �für den Aufbau von Familienzentren pro Einrich-

tung bis zu 40.000 Euro/Jahr,
  �3.  �für Modell- und Innovationsprojekte pro Projekt  

bis zu 20.000 Euro/Jahr,
  �4.  �für die Unterstützungsstrukturen in Form von  

Servicestellen bis zu 60.000 Euro/Jahr und
  �5.  �für das Jahr 2023 bis zu 5.000 Euro für notwen- 

dige Anschaffungen.

Erstens blieben die bisherigen Familienzentren an  
den Mehrgenerationenhäusern ein zentraler Baustein 
des Programms. Die Familienzentren an den Mehr- 
generationenhäusern setzten die zusätzlichen Mittel 
vor allem dafür ein, ihr Personal zu binden und be- 
stehende Stellen aufzustocken. So können die bis-
herigen Angebote ausgeweitet, weiterentwickelt und 
neue Angebote eingerichtet werden. Zum Beispiel er-
möglichte es den Häusern, Angebote für zugewan-
derte Bürgerinnen und Bürger anzubieten und hierfür  
Fachkräfte einzustellen, die die jeweilige Sprache  
sprechen. Andere Häuser bauten niedrigschwellige  
Angebote für alle Lebensalter aus. Damit konnten  
Empfehlungen des Familienbeirates umgesetzt wer-
den, der bereits im März 2022 empfohlen hatte, „drin-
gend, die Personalkapazitäten in den vom Land ge- 
förderten Familienzentren für die umfassenden und  
auch gesundheitlichen Fragen hinsichtlich der Pande-
miefolgen zu verdoppeln“. In seinen „Handlungsemp-
fehlungen an die Landesregierung zur Verstetigung 
und Weiterentwicklung der Familienzentren“ betonte 
der Beirat erneut, dass die Familienzentren durch  
Sach- und Personalmittel verstetigt und gestärkt wer-
den sollen, damit ein nachhaltiges und qualitativ hoch-
wertiges Arbeiten möglich sei. 

Zweitens konnte der flächendeckende Ausbau der  
Familienzentren nur gelingen, indem die Förderung für 
andere Einrichtungen geöffnet wurde.197 Die erhöhten 

197) �In Brandenburg arbeiten derzeit 39 Mehrgenerationenhäuser, davon wer-
den 29 vom Bund gefördert (mit Kofinanzierung durch die Kommune) und 
zehn weitere werden ausschließlich durch drei Landkreise gefördert (acht 
im Landkreis Dahme-Spreewald, eins im Landkreis Teltow-Fläming und 
eins im Landkreises Spree-Neiße).

HH-Mittel ermöglichen den Aufbau von Familienzen-
tren an bereits bestehenden familienunterstützen- 
den Einrichtungen mit bis zu 40.000 Euro jährlich. Die 
neuen Familienzentren sind an verschiedenen Ein- 
richtungen angebunden, z. B. an Eltern-Kind-Zentren, 
an Begegnungszentren oder an den Standorten be-
reits bestehender Beratungsangebote. Die Häuser 
verfolgen jeweils eigene Handlungsschwerpunkte und  
können durch die Förderung neue Themen und Ziel-
gruppen erschließen, beispielsweise durch Ange- 
bote für Seniorinnen und Senioren oder für in der  
Kommune lebende Geflüchtete. 

Drittens soll die Erweiterung des Sozial- und Wirkungs-
raums vorhandener Häuser über aufsuchende, mobile 
oder digitale Angebote gelingen. Für den Aufbau von 
Modell- und Innovationsprojekten stehen in 2023/2024 
jährlich bis zu 20.000 Euro zur Verfügung. Die Modell-
projekte erproben neue Wege und Unterstützungsan-
sätze für die Familien, insbesondere durch mobile, 
aufsuchende Dienste. Die mobilen Angebote können 
auf sehr unterschiedliche, kreative Wege zu den Fa-
milien kommen, beispielsweise durch einen Kleinbus, 
der Unterstützungsangebote direkt in die ländliche  
Umgebung bringt oder durch Angebote direkt dort, wo 
sich die Familien aufhalten, z. B. im Einkaufszentrum 
oder auf dem Spielplatz.

Viertens ermöglichte die Förderrichtlinie den Häusern 
im Jahr 2023 zusätzlich bis zu 5.000 Euro für notwen-
dige Anschaffungen zu beantragen, womit Mobiliar  
angeschafft wurde oder dringender Ersatz für z. B. Kü-
chen oder technische Geräte erworben wurden.

Ziel des weiteren Ausbaus des Landesprogramms  
war es, Familienzentren weiter in die Fläche zu brin-
gen und Lücken, insbesondere im ländlichen Raum  
zu schließen. Für den Aufbau neuer Familienzentren 
und modellhafter Projekte lagen insgesamt 56 Anträ-
ge vor. 28 förderfähige Anträge mussten abgelehnt  
werden. Im Ergebnis werden in den Jahren 2023 und 
2024 insgesamt 51 Familienzentren, davon 34 an  
Mehrgenerationenhäusern und 17 neue Familienzen-
tren, und neun Modellprojekte gefördert (siehe Ab-
bildung 19). Überdies ergänzte die neue Förderricht- 
linie im Hinblick auf die Corona-Folgen die Angebots-
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palette der Familienzentren um einen Beratungsan- 
satz zu den psychosozialen Folgen für Kinder, Jugend-
liche und ihre Eltern.

  �Familienzentren als Anker in Krisenzeiten
Das Potenzial von Familienzentren, als kompeten-
te, gut vernetzte Anlaufstellen für alle familienbe- 
zogenen Belange vor Ort, zeigte sich insbesondere  
während der Pandemie und nach dem russischen  
Angriff auf die Ukraine. Familienzentren sind in der 
Lage, sich sehr schnell auf neue Situationen einzustel-
len und Lösungen für plötzlich auftretende Problem- 
lagen zu entwickeln. Während der Coronapandemie 
mussten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über  
etliche Monate mit stark eingeschränkten oder ganz 
weggefallenen Öffnungszeiten, angepassten Ange- 
boten und dem gleichzeitig steigenden Bedarf der Fa-
milien umgehen.198 Während der bundesweiten Lock-
downs mussten einige Familienzentren ganz und/ 
oder teilweise schließen. Bei einem Drittel der Häuser 
konnte der Offene Treff nicht stattfinden, der oft als 
„Herzstück“ und als Grundlage für eine Annäherung 
und den Vertrauensaufbau gilt („Türöffner-Angebot“).199  
 

198) Rauh und Bäcker, 2021, S. 53.
199) ebd., S. 55.

Dennoch versuchten die Familienzentren, die Schlie-
ßung von lokalen Behörden, wie Jugendämtern, Job-
centern, Ausländerbehörden und Stadtverwaltungen  
zu kompensieren.200 Um in den Schließzeiten weiter- 
hin für die Familien erreichbar zu sein, haben viele  
Familienzentren Telefon-Hotlines eingerichtet oder 
mit den Familien gechattet. „Neben fachlichen Bera-
tungen – von Erziehungsberatung im Home-Schooling 
bis zu Erhöhungen des Kinderzuschlags – hatten sie 
ein offenes Ohr für die Sorgen und Nöte der Familien. 
In Pandemie-Zeiten erwies sich die Kummerkasten- 
funktion als besonders wichtig.“201 Viele Familien- 
zentren entwickelten kreative Ideen, um mit den  
Familien in Kontakt zu bleiben, etwa durch feste  
Verkaufszeiten von Kuchen am offenen Fenster, das 
Angebot von Mittagessen zum Mitnehmen oder eine 
Tauschbörse im Freien. Auf den Homepages der  
Häuser oder auf ihren Facebook-Seiten haben etliche 
Häuser Kochrezepte, Bastel- und Beschäftigungs- 
ideen veröffentlicht. Mit niedrigschwelligen Aktionen  
wie diesen versuchten die Familienzentren, den Fa- 
milien in besonders belastenden Zeiten Angebote 
im Bereich der sekundären Förderziele, wie der Ge-
sundheit oder der Eltern-Kind-Beziehung zu machen. 
Im Frühjahr 2021 wurden einige Familienzentren an 
Mehrgenerationenhäusern zusätzlich als Corona-Test-
zentren aktiv.

  �Landesförderung von Service- und Koordinie-
rungsstellen

Das Förderprogramm der Familienzentren ergänzend 
wurden Service- und Koordinierungsstellen eingerich-
tet, die die Arbeit von Familienzentren, Mehrgeneratio-
nenhäusern, des Netzwerks Gesunde Kita, der Kiez-
Kitas, der Frühen Hilfen und der Lokalen Bündnisse 
für Familie unterstützen.202 In der Expertenbefragung 
der familienpolitischen Evaluation schätzten die Ex-
pertinnen und Experten die Förderung von Koordinie-
rungsstellen vorwiegend positiv ein.203 Die Wirkung  
sei gerade für die ländlichen Regionen Brandenburgs  
 

200) ebd., S. 55f.
201) ebd., S. 56.
202) �Das MBJS fördert zudem die Servicestelle Netzwerk Gesunde Kinder. Die 

Förderung der Servicestelle „Arbeitswelt und Elternzeit“ hat das MWAE 
eingestellt. 

203) Klewes und Rauh, 2018, S. 38.

Abbildung 19: Überblick der Standorte geförderter Familien-
zentren (rot) und Modellprojekte (violett).

Quelle: Gesundheit Berlin-Brandenburg, 2024, Projekt 
„Familienzentren stärken!“. 
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von hoher Bedeutung. Auch formative Evaluation der 
Familienzentren belegt die kreative, erfolgreiche Ar- 
beit der Servicestellen.204

Im Zuge der dritten Ausbaustufe des Förderpro-
gramms wurde im August 2023 eine zusätzliche  
Servicestelle für Familienzentren eingerichtet, die die 
neuen Familienzentren und Modellprojekte beim Auf-
bau und bei der Umsetzung ihrer Angebote berät. 
Die erste Servicestelle für Familienzentren an Mehr-
generationenhäusern besteht bereits seit Beginn des 
Landesprogramms und wurde damals an der Landes-
arbeitsgemeinschaft der Mehrgenerationenhäuser an- 
gegliedert. Das von der Auridis-Stiftung geförderte 
Projekt „Familienzentren stärken!“, angesiedelt beim 
Träger Gesundheit Berlin-Brandenburg e. V., ist Koo- 
perationspartner der beiden Servicestellen, die zu  
folgenden Themen beraten: Personalaufbau und -ver- 
teilung, Organisation und Management, Öffentlich- 
keitsarbeit und Vernetzung untereinander und im  
Sozialraum sowie bei der Organisation von Fortbil-
dungs- und Fachveranstaltungen. Weiterhin erar- 
beiten die Servicestellen auf Grundlage der von den 
Einrichtungen und den Familien genannten Bedarfe  
ein Monitoringtool zur wirkungsorientierten Erfassung 
von Informationen rund um die Arbeit der Familien-
zentren. 

  �Landesförderung der Familienverbände
Im Land Brandenburg sind fünf Familienverbände  
aktiv, die sich zur Landesarbeitsgemeinschaft der  
Familienverbände LAGF zusammengeschlossen ha-
ben. Die Förderung der Landesverbände für Familien 
erfolgt durch jährliche Zuschüsse für die Geschäfts- 
stellen des Verbands alleinerziehender Mütter und  
Väter e. V. (VAMV), der Selbsthilfegruppen Alleiner-
ziehender (SHIA e. V.), des Familienverbands der 
Katholiken (FdK), der Evangelischen Aktionsgemein-
schaft für Familienfragen (eaf) und des Deutschen  
Familienverbands. Überdies wird eine Bürokraft der 
LAGF ermöglicht. Die Bürokraft unterstützt die Ge-
schäftsführung der LAGF durch Telefondienste, Pro-
tokollierung, Pflege von Datenbänken (Adressen, 
Verteiler), übernimmt Rechercheaufgaben, stellt In-

204) Rauh und Bäcker, 2021, S. 53ff.

formationen für Familien zusammen, welche auf  
der Homepage der LAGF veröffentlicht werden. Die 
LAGF sichert die Abstimmung und Koordinierung 
der Aktionen der Familienverbände und führt ein ge-
meinsames Themenjahr und eine Jahresfachtagung  
durch. 

In den Jahren 2021 und 2022 veranstaltete die LAGF 
zwei Themenjahre unter dem Motto „Mit der Familie 
durch die Corona-Krise“. Dazu gehörten eine Auftakt-
veranstaltung für die Fachöffentlichkeit, bei der die 
Studie „Eltern während der Corona-Krise – Zur Impro- 
visation gezwungen“ (Bujard u. a. 2020) vorgestellt  
und diskutiert wurde, ein Fachtag für Alleinerzie- 
hende, die Beauftragung der Elternbefragung „Meine 
Familie, Corona und Ich. Familiäre Resilienz auf dem 
Prüfstand“, ein Jahresfachtag zum Thema sowie die  
Organisation des ersten Brandenburger Familienfo-
rums. Im Jahr 2023 wurde ein Themenjahr zu „Par-
tizipation“ durchgeführt sowie das dreißigjährige Be- 
stehen der LAGF gefeiert. Zum Themenjahr veran- 
staltete die LAGF ein Online-Seminar zur Lobbyarbeit 
als Form von politischer Partizipation. Auch die ein- 
zelnen Verbände beteiligten sich mit eigenen Forma-
ten, z. B. mit der Veranstaltung „DIE Lösung aller fami-
lienpolitischen Fragen? – Wahlrecht ab Geburt“. Die 
LAGF war überdies Kooperationspartnerin der Ver- 
anstaltung „Familien niedrigschwellig unterstützen – 
Wege zum Familienzentrum“. Überdies war die LAGF 
beim Aktionstag für Familien in Senftenberg, dem 
Familientag der Katholiken in Altbuchhorst und beim  
Brandenburgtag in Finsterwalde vertreten. Die LAGF 
nutzte diese Tage für eine Befragung von Familien, 
welche politischen Themen auf Bundes-, Landes- oder 
kommunaler Ebene die Familien wichtig finden. Zur 
Lobbyarbeit der LAGF gehört ferner, die Arbeit der 
Landtagsfachausschüsse zu verfolgen, in verschiede-
nen Gremien (Landesfamilienbeirat, Landes-Kinder- 
und Jugendausschuss) mitzuarbeiten und das direkte 
Gespräch mit den Landtagsabgeordneten zu suchen. 
Eine feste Institution ist seit vielen Jahren das Familien
politische Gespräch im Brandenburger Landtag, zu dem 
die Familienverbände, die familienpolitischen Spreche-
rinnen und Sprecher der Landtagsfraktionen sowie die 
familienpolitisch Verantwortlichen aus dem MSGIV und 
dem MBJS zum Austausch zusammenkommen. 
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  �Landesprogramm zur Förderung von Familien-
ferienreisen 

Ein weiterer zentraler Baustein der Zielsetzung, sozial 
benachteiligte Familien zu unterstützen, ist das Förder-
programm „Familienferienreisen“. Das Land Branden-
burg gewährt bereits seit 1994 Zuschüsse für Familien-
ferienreisen. Dieses Förderprogramm ist das einzige, 
das eine monetäre Leistung des Landes für Familien 
mit niedrigem Einkommen vorsieht. Seit 2008 erfolgt  
die Förderung auf Basis von Förderrichtlinien. Familien 
mit geringem Einkommen und in besonderen Belas-
tungssituationen können einen Antrag stellen. Allein- 
erziehende, Familien mit Flucht- und Migrationsge-
schichte oder Familien, in denen ein Kind mit Behin-
derung lebt, sind explizit Zielgruppen der Förderung. 
Familien, die Sozialleistungen wie zum Beispiel das 
Bürgergeld, den Kinderzuschlag oder das Wohngeld 
beziehen, erhalten die Zuschüsse ohne weitere Ein-
kommensprüfung. Im Vergleich zum Bundesförderpro-
gramm „Corona-Auszeit für Familien – Familienferien-
zeiten erleichtern“ (2021/2022) können die Familien in 
Brandenburg ihren Urlaub nicht nur in Familienferien-
stätten, sondern auch in anderen für den Zweck der 
Familienerholung geeigneten Einrichtungen und Ferien-
unterkünften oder auch auf Campingplätzen verbringen.
 
Mit der im Februar 2022 in Kraft getretenen Änderung 
der Richtlinie erhöhte sich der Zuschuss von acht auf 
zehn Euro pro Übernachtung jedes mitreisenden Fa-
milienmitglieds. Überdies wurden Kurzreisen ermög-
licht, indem die Zuschüsse nun für mindestens zwei 
und höchstens 13 Übernachtungen gewährt werden. 
Mit dieser Anpassung wurde den gestiegenen Preisen 
und den durch die Krisen veränderten Bedarfen und 
Möglichkeiten von Familien Rechnung getragen. So 
können nunmehr auch Kurzurlaube wenigstens eine 
kleine Auszeit ermöglichen, wenn längere Urlaube  
finanziell und zeitlich nicht mehr bewerkstelligt werden 
können. Die Möglichkeit von Kurz- und Wochenend- 
reisen sowie die Erhöhung des Tagessatzes wurden 
aus der Evaluation 2019/2019 aufgegriffen. Insbeson-
dere die in der qualitativen Studie befragten Fami- 
lien lobten die einfache Antragstellung, den positiven  
Kontakt mit dem Landesamt für Soziales und Versor-
gung (LASV) und die Abwicklung der Auszahlung. 
Die Zufriedenheit mit der Maßnahme zeigt sich auch  

darin, dass viele Familien, die das Programm genutzt 
haben, dieses jederzeit weiterempfehlen würden. 
Auch die wiederholte Nutzung durch dieselben Fami-
lien spricht für die Qualität und Bedarfsgerechtigkeit 
der Maßnahme.

4.3.3 Digitalisierung familienpolitischer Maßnah-
men
Die Zeit der Coronapandemie bewirkte einen Digita-
lisierungsschub, der insbesondere in den Alltag von 
Familien und in den Berufsalltag der Eltern hinein- 
wirkte. Schul-Clouds, Unterricht und Dienstgespräche 
über Videokonferenzen, Elternaustausch über So- 
ziale Medien, Kontakt zu Großeltern, Freunden und 
Arbeitskolleginnen und -kollegen über Video-Call, ein  
vermehrter Medienkonsum der Kinder, all das digita-
lisierte den Alltag der Familien. Auch familienunter- 
stützende Strukturen wie Beratungsstellen, Familien- 
zentren, Familienbildungseinrichtungen oder auch  
Einrichtungen der freien Kinder- und Jugendhilfe stell-
ten ihre Angebote auf digitale Formate um. Was für  
viele vor der Pandemie Neuland war, wurde zur Selbst-
verständlichkeit und hat sich oft auch nach der Pan-
demie als neuer Standard etabliert.

Ein Großteil der deutschen Bevölkerung (vor allem  
die Generationen unter 50 Jahren) ist mittlerweile  
nahezu vollständig online. Der Anteil der Personen, 
die das Internet nicht nutzen, liegt bei 14 Prozent. Je 
urbaner die Umgebung ist oder je mehr Personen im 
Haushalt leben, desto eher wird das Internet genutzt. 
Bürgerinnen und Bürger bis 49 Jahre, zu denen El-
tern mit Kindern unter 18 Jahren größtenteils ge- 
hören, sind nahezu vollständig online. Etwa 70 bis  
80 Prozent nutzen das Internet für Online-Recherchen, 
Online-Shopping und Instant Messaging. Dazu zählen 
auch Online-Beratungen zu Gesundheit, Recht oder 
sozialen Themen wie familienspezifische Fragen.205 

Das Land Brandenburg förderte viele Jahre drei  
Maßnahmen der Familienbildung, die 2018/2019 mit 
evaluiert wurden: den Familienpass des Landes Bran-
denburg, den Ratgeber für Familien und die Eltern- 
briefe. Der Familienpass war mit 64,5 Prozent das  

205) Initiative D21 e. V., 2020.
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bekannteste familienpolitische Angebot der Landes-
regierung. Den Ratgeber kannten 17,5 Prozent und 
die Elternbriefe 39,5 Prozent der befragten Eltern. Im 
Rahmen der Evaluation wurde überdies gefragt, ob 
diese Maßnahmen in digitaler Form auf einem Fami-
lienportal des Landes Brandenburg angeboten werden 
sollen. Ein Familienportal fanden 78,5 Prozent der Be-
fragten sehr oder eher nützlich. Der Koalitions vertrag 
aus dem Jahr 2019 betonte die Bedeutung einer „Fami-
lienberatung aus einer Hand, die niedrigschwellig, un-
abhängig und auch digital zu erfolgen hat“.206 Neben 
diesem Auftrag und dem allgemeinen Digitalisierungs-
trend, insbesondere bei jungen Menschen, fi el die 
Entscheidung zur Digitalisierung der oben genannten 
Familienbildungsangebote auch vor dem Hintergrund 
der derzeitigen Krisen. Viele Jahre wurden die Fami­
lienbildungsangebote in gedruckter Form veröffent-
licht. Die Druck- und Distributionskosten waren sehr 
hoch und durch die jährliche Neuaufl age entstanden 
große Mengen an Papierabfall. Unter ökologischen 
Gesichtspunkten und angesichts steigender Energie- 
und Papierkosten konnten die Print-Formate nicht mehr 
fortgeführt werden.

Die Umsetzung eines Familienportals des Landes 
Brandenburg ist daher eine zentrale Maßnahme der
Familienpolitik. Ziel ist es, im Sinne eines möglichst 
nutzerfreundlichen, lebenslagenorientierten und ser-
viceorientierten Angebots alle für Eltern im Land Bran-
denburg relevanten Informationen, Angebote, Leistun-
gen und Förderungen zu bündeln. Seit Sommer 2021 
erarbeitete eine Arbeitsgruppe des Familienbeirates 
Handlungsempfehlungen, wie ein solches Portal aus-
gestaltet sein sollte. Sie empfahlen, ein Familienpor-

206) Landesregierung, 2019, S. 46.

tal aus der Alltagsperspektive der Bürgerinnen und 
Bürger und als zentrale digitale Anlaufstelle zu konzi-
pieren, die regionale Verortung von Familien mitzu­
denken sowie partizipative Formate, wie ein Umfrage-
tool, zu ermöglichen. Der Familienpass des Landes 
Brandenburg liegt bereits auf der Plattform der TMB 
Tourismus Marketing Brandenburg GmbH in einer 
ersten digitalen Form vor.207 Auch der Ratgeber für 
Familien wurde 2023 auf der Webseite des Ministe-
riums für Soziales, Gesundheit, Integration und Ver­
braucherschutz208 zur Verfügung gestellt. Die bisheri­
gen Inhalte des Ratgebers werden in das Familien-
portal des Landes Brandenburg in für Familien an-
sprechender und nutzerfreundlicher Form integriert. 
Das Familienportal wird unter anderem eine interak-
tive Karte mit allen familienrelevanten Einrichtungen, 
einen Veranstaltungskalender sowie ein Umfrage­
tool enthalten. Das Familienportal des Landes Bran-
denburg befi ndet sich derzeit in der technischen Ent­
wicklung. 

Neben der in diesem Kapitel skizzierten familienunter-
stützenden Infrastruktur fördert das MSGIV noch viele
weitere Beratungsangebote für Familien, die künftig 
auf dem Familienportal vorgestellt und in der Karte 
dargestellt werden sollen. Dazu gehören Beratungs-
stellen für schwangere Frauen und Frauen, die unge-
wollt schwanger sind, für zugewanderte Menschen, für 
Suchtkranke, für psychisch Kranke, für LSBTI*Q, für 
Mädchen, für Menschen mit Behinderung und chro-
nischer Erkrankung, für überschuldete Menschen so-
wie Frauenzentren und Frauenschutzeinrichtungen.209

207) MSGIV, 2024a.
208) MSGIV, 2024b.
209) MSGIV, 2024b.
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Mitglieder im Familienbeirat des Landes Bran-
denburg 2019–2024: 
  �Frau Prof. Dr. Sarah Häseler, Katholische Hoch- 

schule für Sozialwesen Berlin und Herr Prof. Dr.  
Dietmar Sturzbecher, Professor am Institut für an- 
gewandte Familien-, Kindheits- und Jugendfor-
schung von der Universität Potsdam e. V. als Vor-
sitzende,

  �Bettina Stobbe, ab Oktober 2023 Christoph Schulz, 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport,

  ��Dr. Andrea Feth, Ministerium für Infrastruktur und 
Landesplanung,

  �Birgit Uhlworm, SHIA e. V. – Selbsthilfegruppen  
Alleinerziehender, Landesverband Brandenburg für 
die Landesarbeitsgemeinschaft der Familienver- 
bände,

  �Jens-Uwe Scharf, Caritas für die LIGA der Freien 
Wohlfahrtspflege,

  �Stefan Pospiech, Gesundheit Berlin-Brandenburg  
für die Servicestelle Lokale Bündnisse für Familie 
und das Netzwerk Gesunde Kita,

  �Meike Emmendörfer, Elternbegleiterin in Teltow, 
ab Juni 2023 Vertretung durch Julia Tannert, Fami-
lienzentrum am Mehrgenerationenhaus Philantow  
in Teltow,

  ��Caius Hemmerling, Jugendbeirat Oranienburg,
  �Heike Kötter, Diakonisches Werk Lübben gGmbH 

für die Servicestellen Mehrgenerationenhäuser und 
Familienzentren an den Mehrgenerationenhäusern, 
zeitweise vertreten durch Michael Löchel, Sprecher 
der Landesarbeitsgemeinschaft der Mehrgenera- 
tionenhäuser Brandenburg,

  �Ulf Hoffmeyer-Zlotnik, Seniorenbeirat Falkensee,
  ��Henryk Wichmann, Sozialdezernent, Kreisverwal-

tung Uckermark,
  ��Stephanie Kuntze, Hauptamtsleiterin und stell- 

vertretende Bürgermeisterin, Stadt Herzberg/Elster,
  �Jennifer Burczyk, FD Familie, Jugend und Integra-

tion, Stadtverwaltung Hennigsdorf sowie
  ��Matthias Milke, Familienbund der Katholiken im  

Erzbistum Berlin, LV Berlin-Brandenburg e. V. für 
die katholische Kirche und Ute Lingner, Amt für 
kirchliche Dienste, ab März 2023 Antje Klambt, Amt 
für kirchliche Dienste, Studienleiterin für Familien- 
bildung, für die evangelische Kirche, beide Kirchen 
jeweils im jährlichen Wechsel.

Folgende Organisationen und Behörden nahmen als 
zeitweilige Mitglieder an den Arbeitsgruppen teil:

AG 1 Familienbildung und Zeitpolitik

  �Kinder- und Jugendbeauftragte des Landes Branden
burg, MBJS

  �DigitalAgentur GmbH, Bereichsleitung Bildung so- 
wie Bereichsleitung Gesundheit und Soziales,

  �Unternehmensverbände Berlin-Brandenburg e. V. 
(UVB),

  �Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB),
  �Wirtschaftsförderung Land Brandenburg GmbH 

(WFBB),
  �Gesundheit Berlin-Brandenburg e. V., Projekt Fami-

lienzentren,
  �Landeskitaelternbeirat Brandenburg (LKEB),
  �Familienzentrum am Mehrgenerationenhaus Kyritz,
  �Kompetenzzentrum Frühe Hilfen, Landeskoordina-

tion Frühe Hilfen Brandenburg.

AG 2 Regionalisierung und Corona-Folgen

  �Landesseniorenbeauftragter, MSGIV,
  �Bürgermeisteramt, Stadt Kremmen, 
  �Stadtjugendpflege, Stadt Wittenberge,
  �Deutsches Rotes Kreuz, Landesverband Branden-

burg,
  �Familienkasse Berlin-Brandenburg,
  �Stiftung Hilfe für Familien in Not,
  �Verbraucherzentrale Brandenburg,
  �Koordination der Frühe Hilfen Landkreis Oder-Spree.

Hinzu kamen weitere Expertinnen und Experten, die  
an einzelnen Sitzungen teilnahmen, um ein Förder-
projekt oder eine besondere Maßnahme vorzustellen.
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